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Anwesend: 

Ausschussmitglieder: 
1. Abg. Thomas Adasch (CDU), Vorsitzender 
2. Abg. Karsten Becker (SPD) 
3. Abg. Dunja Kreiser (SPD) 
4. Abg. Deniz Kurku (SPD) 
5. Abg. Bernd Lynack (SPD) 
6. Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD) 
7. Abg. Ulrich Watermann (SPD) 
8. Abg. Christoph Plett (i. V. d. Abg. André Bock) (CDU) 
9. Abg. Thiemo Röhler (i. V. d. Abg. Rainer Fredermann) (CDU) 

10. Abg. Bernd-Carsten Hiebing (CDU) 
11. Abg. Sebastian Lechner (CDU) 
12. Abg. Uwe Schünemann (CDU) 
13. Abg. Belit Onay (GRÜNE) 
14. Abg. Dr. Stefan Birkner (i. V. d. Abg. Jan-Christoph Oetjen) (FDP) 
15. Abg. Jens Ahrends (AfD) 
 
 
 

 
 
 
 
Sitzungsdauer: 
10.15 Uhr bis 
13.05 Uhr und 
14.04 Uhr bis 
16.10 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschriften über 
die 35. und die 40. Sitzung. 

 

Wandel im Sport fördern - eSports-Strukturen un-

terstützen und gestalten 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 

18/2692 

Der Ausschuss kam überein, TOP 2 um den An-
trag der Fraktion der Grünen zu erweitern. 

 

Vorstellung des Kommunalberichtes 

Der Ausschuss kam überein, den kommunalen 
Spitzenverbänden Gelegenheit zur mündlichen 
Stellungnahme zu der Vorstellung des Kommu-
nalberichtes durch die Präsidentin des Landes-
rechnungshofs zu geben. Als Termin hierfür nahm 
er den 29. August 2019 in Aussicht. 

 

Informationsreise nach Clausthal-Zellerfeld, Han-

noversch Münden und Friedland 

Der Ausschuss kam überein, am 5. und 6. Sep-
tember 2019  

- die Akademie des Sport, Standort Clausthal, 

- die Polizeiakademie, Standort Hannoversch 
Münden sowie 

- das Museum Friedland 

zu besuchen. 

 
*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Beschlussfassung über einen Antrag auf Un-
terrichtung durch die Landesregierung zum 
Thema „Bürgschaften für Flüchtlinge“ 

 

Der Ausschuss verständigte sich einvernehmlich 
darauf, die Landesregierung um eine mündliche 
Unterrichtung zu bitten. 

 
*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

a) eSport in Niedersachsen endlich ernst 
nehmen! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/2566 

direkt überwiesen am 17.01.2019 
AfIuS 

b) Wandel im Sport fördern - eSports-
Strukturen unterstützen und gestalten 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 18/2692 

 

Zu a) direkt überwiesen am 17.01.2019  

AfIuS 

Zu b) direkt überwiesen am 30.01.2019  

AfIuS 

 

Beginn der Beratung 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) und Abg. Belit 
Onay (GRÜNE) stellten die Anträge ihrer Fraktio-
nen unter a) und b) vor und erläuterten kurz An-
lass, Inhalte und Ziele im Sinne der schriftlichen 
Begründung. 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss kam auf Bitten des Abg. Belit 
Onay (GRÜNE) überein, die Beratung des An-
trags der Fraktion der FDP unter a) mit dem An-
trag der Fraktion der Grünen unter b) zusammen-
zufassen. 

Er bat die Landesregierung um eine mündliche 
Unterrichtung zum Thema eSports. Ferner nahm 
er in Aussicht, nach der Unterrichtung die Frage 
einer Anhörung zu erörtern. 

 
*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02566.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02692.pdf
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Tagesordnungspunkt 3: 

Verwaltung reformieren statt aufblähen - 
Chancen der Digitalisierung nutzen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/2565 

erste Beratung: 39. Plenarsitzung am 25.01.2019 
federführend: AfIuS 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss bat um eine Unterrichtung im 
Anschluss an die Konstituierung der von der Lan-
desregierung angekündigten Regierungskommis-
sion. 

 
*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02565.pdf
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Tagesordnungspunkt 4: 

Das Ehrenamt in Niedersachsen stärken 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/2579 

erste Beratung: 39. Plenarsitzung am 25.01.2019 
AfIuS 

 

Beratung 

Abg. Jens Ahrends (AfD) bat zum weiteren Ver-
fahren um eine Unterrichtung durch die Landes-
regierung. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) sagte, in der ers-
ten Beratung im Plenum sei bereits deutlich ge-
worden, dass es dem vorliegenden Antrag an 
Substanz fehle. Aus seiner Sicht könne bereits in 
der heutigen Sitzung ein Beschluss gefasst wer-
den. Insofern bitte er um Abstimmung zu dem An-
trag. 

Der Ausschuss entsprach der Bitte auf Ab-
stimmung gegen die Stimme des Ausschuss-
mitgliedes der Fraktion der AfD mit den Stim-
men der Fraktionen der SPD, der CDU, der 
Grünen und der FDP. 

 

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Land-
tages, den Antrag abzulehnen. 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP  

Ablehnung: AfD 

Enthaltung: - 

 
*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02579.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Niedersächsischen Landesbeauftragten für 
den Datenschutz 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen - Drs. 18/2571 

erste Beratung: 37. Plenrasitzung am 23.01.2019 
federführend: AfIuS  

mitberatend: AfRuV 

dazu gemäß § 23 Abs. 1 Satz 2 GO LT: 

Datenschutz ist grundlegend für die 
Demokratie 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 18/2572 

erste Beratung: 37. Plenarsitzung am 23.01.2019 
federführend: AfIuS  

mitberatend: AfRuV 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss verständigte sich darauf, die Be-
ratung des Gesetzentwurfs und des Antrages 
nach Abschluss der Beratungen des Entwurfs ei-
nes Reformgesetzes zur Änderung des Nieder-
sächsischen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung und anderer Gesetze in der 
Drucksache 18/850 aufzunehmen. 

Er kam überein, vor Aufnahme der Beratungen 
zunächst die noch ausstehende Unterrichtung 
durch die Landesregierung zu dem Antrag der 
FDP-Fraktion „Die Landesregierung gefährdet 
den Datenschutz in Niedersachsen“ in der Druck-
sache 18/832 entgegenzunehmen. Er bat darum, 
in der Unterrichtung auch auf die sich aus den 
Drucksachen 2571 und 2572 ergebenden Aspek-
te einzugehen. 

 
*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02571.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02572.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

a) Entwurf eines Reformgesetzes zur Ände-
rung des Niedersächsischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung und 
anderer Gesetze 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU - Drs. 18/850 

dazu:  Eingaben 00600/02/18 (Vorlage 31) 
und 00731/02/18 (Vorlage 34) 

b) Für ein Niedersächsisches Gefahrenab-
wehrgesetz ohne Symbolpolitik und Gene-
ralverdacht 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 18/828 

c) Testphase zur Einführung einer Elektro-
schockwaffe (Taser) bei der niedersächsi-
schen Polizei 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/1086 

d) Einrichtung einer Regierungskommission - 
politische Versäumnisse in der Sicher-
heitsstruktur aufarbeiten und verbessern 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1385 

 

Zu a) erste Beratung: 15. Plenarsitzung am 

17.05.2018 
federführend: AfIuS  

mitberatend: AfRuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

GO LT: 

AfHuF 

Zu b) erste Beratung: 15. Plenarsitzung am 

17.05.2018 
AfIuS 

Zu c) erste Beratung: 19. Plenarsitzung am 

21.06.2018 
AfIuS 

Zu d) erste Beratung: 23. Plenarsitzung am 

24.08.2018 
AfIuS 

alle zuletzt gemeinsam beraten: 35. Sitzung am 

08.11.2018 

 

Fortsetzung der Beratung 

Beratungsgrundlage:  

Vorlage 35  Anmerkungen und Formulierungs-

vorschläge des GBD zu a) 

Der Ausschuss setzte den ersten Beratungs-
durchgang fort. 

 

Nr. 18:  § 30 -  Grundsätze der Datenerhebung 

MR Dr. Miller (GBD) legte dar, die bei diesem 
Paragrafen zur Änderung anstehenden Absätze 
4, 5 und 7 regelten die Unterrichtung betroffener 
Personen über die Erhebung personenbezogener 
Daten mit besonderen Mitteln und Methoden. Es 
gehe also um Daten, die nach den §§ 33 a bis 37 
erhoben worden seien. 

Eine solche Unterrichtung sei verfassungsrecht-
lich geboten, um den Betroffenen zu ermöglichen, 
im Nachhinein wirksamen Rechtsschutz gegen 
verdeckte Datenerhebungen zu erlangen. 

 

Zu Absatz 4: 

MR Dr. Miller (GBD) trug zunächst die Anmer-
kung Nr. 1 des Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienstes vor, die auf den Seite 2 der Vorlage 35 
niedergelegt ist und die Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2016/680, der sogenannten JI-Richtlinie, 
betrifft. 

Auf eine Frage des Abg. Belit Onay (GRÜNE) hin 
sagte MDgt Dr. Wefelmeier (GBD), nicht nur in 
den Paragrafen, die Gegenstand der Vorlage 35 
seien, sondern auch in den §§ 38 ff. werde die JI-
Richtlinie zu großen Teilen nicht umgesetzt. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) erinnerte an die Bera-
tungen dieses Ausschusses über den Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Neuordnung des niedersächsi-
schen Datenschutzrechts in der 15. Sitzung am 
7. Mai 2018. Damals habe der Abg. Lechner an-
gekündigt (Seite 20 der Niederschrift), den Ge-
setzentwurf zur Reform des SOG im parlamenta-
rischen Verfahren so zu ändern, dass er den An-
forderungen der JI-Richtlinie genüge. 

Der Grünen-Vertreter wollte wissen, warum die 
überfällige Umsetzung der JI-Richtlinie nun doch 
nicht mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nach-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00850.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00828.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01086.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01385.pdf
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geholt, sondern erneut aufgeschoben werden sol-
le und wann mit einem entsprechenden Gesetz-
entwurf zu rechnen sei. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) gab zu bedenken, 
dass ein umfangreicher Änderungsvorschlag vor-
gelegt werden müsste, wenn die Umsetzung der 
JI-Richtlinie im Polizeibereich im Rahmen der Be-
ratungen über den vorliegenden Gesetzentwurf 
erfolgen sollte. Die Bearbeitung eines solchen 
Änderungsvorschlages durch den Gesetzge-
bungs- und Beratungsdienst würde erheblichen 
Zeitaufwand bedeuten, zumal die JI-Richtlinie in 
vielen Punkten schwierig auszulegen sei und die 
Datenschutzbestimmungen für den Polizeibereich 
auf die Regelungen im Niedersächsischen Daten-
schutzgesetz abgestimmt werden müssten. Ins-
gesamt würde sich die Verabschiedung des vor-
liegenden Gesetzentwurfes deutlich verzögern. 

Aufgrund des ausdrücklichen Hinweises in der 
Begründung des vorliegenden Gesetzentwurfes, 
dass die Umsetzung der JI-Richtlinie erst mit ei-
nem späteren Gesetzentwurf erfolgen solle, habe 
der GBD darauf verzichtet, in seinen Anmerkun-
gen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf die da-
tenschutzrechtlichen Probleme in aller Breite dar-
zulegen und Formulierungsvorschläge zu ihrer 
Lösung zu machen. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) stellte fest, dass 
die Frist zur Umsetzung der JI-Richtlinie bereits 
vor der Einbringung des vorliegenden Gesetz-
entwurfes abgelaufen sei. Er fragte das Ministeri-
um für Inneres und Sport, wie es die Tatsache 
beurteile, dass nun Regelungen verabschiedet 
werden sollten, die offenbar nicht der Richtlinie 
entsprächen. 

MR’in Schöneberg (MI) wies darauf hin, dass 
das im Mai 2018 in Kraft getretene Gesetz zur 
Neuordnung des niedersächsischen Datenschutz-
rechts bereits Regelungen zur Umsetzung der JI-
Richtlinie enthalte. Aus Sicht des Ministeriums 
habe man damit schon einen ganz wesentlichen 
Schritt zur Umsetzung dieser Richtlinie getan. 

Richtig sei, dass das Zusammenspiel zwischen 
den Datenschutzvorschriften im Gesetz über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung und dem Da-
tenschutzgesetz schwierige Auslegungsfragen 
aufwerfe. Dabei solle es nicht bleiben. Die Lan-
desregierung beabsichtige, einen weiteren Ge-
setzentwurf vorzulegen, um die JI-Richtlinie im 
Polizeibereich vollständig umzusetzen.  

Bei dieser Gelegenheit wolle die Landesregierung 
auch Änderungen des Bundeskriminalamtgeset-
zes (BKAG) aufgreifen, um die weitere Teilnahme 
niedersächsischer Stellen am polizeilichen Infor-
mationsverbund sicherzustellen. 

Alles in allem stehe eine umfassende Neuaufstel-
lung der §§ 38 ff. an. Das Ministerium für Inneres 
und Sport sehe dieses Vorhaben als dringlich an; 
die Vorarbeiten hätten bereits begonnen. Man ra-
te aber davon ab, dieses Projekt mit dem laufen-
den Gesetzgebungsprozess zu verbinden. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) erklärte, seine 
Fraktion halte daran fest, die Umsetzung der JI-
Richtlinie im Polizeibereich nicht im laufenden, 
sondern in einem gesonderten Gesetzgebungs-
verfahren abzuschließen.  

Nicht nur im Polizeibereich, sondern auch in an-
deren Bereichen müsse das Landesrecht noch 
besser an die JI-Richtlinie und die Datenschutz-
Grundverordnung angepasst werden. Bei dieser 
Gelegenheit werde man z. B. die Auslegungs-
schwierigkeiten beheben können, die sich in Be-
zug auf die Datenschutzkontrolle über die Behör-
den der Staatsanwaltschaft ergeben hätten. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) bezeichnete es 
als „nicht sonderlich souverän“, die JI-Richtlinie 
im vorliegenden Gesetzgebungsverfahren weit-
gehend zu ignorieren, obwohl die Richtlinie schon 
fast drei Jahre vorliege und die Umsetzungsfrist 
längst verstrichen sei. 

Zugegebenermaßen komme es nicht selten vor, 
dass eine Richtlinie erst nach Ablauf der Frist 
umgesetzt werde. Aber wenn man nach Ablauf 
der Frist ein Gesetz ändere, dann müsse man 
sich schon um Konformität mit der Richtlinie be-
mühen. Gesetzliche Regelungen zu schaffen, die 
von Anfang an überholt seien, lehne die FDP-
Fraktion ab. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) unterstützte diese Hal-
tung. Dem Ausschuss müsse Sorgfalt vor Schnel-
ligkeit gehen. Europarechtliche Bedenken dürfe 
er nicht einfach vom Tisch wischen. Seine Be-
schlussempfehlung müsse europarechtskonform 
sein. Zumindest müsse er die Vorschläge des 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes zur Um-
setzung der JI-Richtlinie aufgreifen. 

Abg. Karsten Becker (SPD) erwiderte, in seinem 
Kern gehe der vorliegende Gesetzentwurf auf den 
bereits im August 2016 von der Landesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
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rung des Niedersächsischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung und anderer 
Gesetze (Drs. 17/6232 neu) zurück, zu dessen 
Verabschiedung es in der 17. Wahlperiode auf-
grund der vorgezogenen Neuwahlen nicht mehr 
gekommen sei. 

Die Schaffung einiger Regelungen, die schon der 
damalige Entwurf vorgesehen habe und die auch 
in dem nun vorliegenden Entwurf enthalten seien, 
sei seither nur noch dringlicher geworden. Höchst 
sensible sicherheitsrelevante Aspekte seien be-
rührt. Deshalb sei es gerechtfertigt, diese Rege-
lungen vorab zu beschließen und die komplexe 
Anpassung des Gesetzes an die JI-Richtlinie ei-
nem zweiten Schritt vorzubehalten. 

MR Dr. Miller (GBD) erklärte, die Nrn. 2 und 3 
der Anmerkungen des GBD auf den Seiten 2 bis 
4 der Vorlage 35 bezögen sich auf die Frage, ob 
nicht auch Datenerhebungen nach § 32 Abs. 2 - 
verdeckte Anfertigung von Bild- und Tonaufzeich-
nungen bei öffentlichen Veranstaltungen - und 
§ 32 a - Einsichtnahme in und Herausgabe von 
Bild- und Tonaufzeichnungen von Stellen außer-
halb des öffentlichen Bereichs - der Unterrich-
tungspflicht unterliegen müssten. 

Diese Frage stelle sich allerdings nur, wenn der 
Ausschuss an diesen Datenerhebungen festhal-
ten wolle. Der GBD empfehle allerdings (siehe 
Seiten 16 und 35 der Vorlage 35), § 32 Abs. 2 
und § 32 a zu streichen. 

Der Ausschuss war mit dem Vorschlag des 
GBD einverstanden, die Nrn. 2 und 3 der An-
merkungen nur zu behandeln, sofern die Aus-
schussmehrheit an den genannten Datener-
hebungsvorschriften festhält. Die Behandlung 
soll in diesem Fall nach der Beratung über die 
§§ 32 und 32 a erfolgen (siehe Seite 36). 

MR Dr. Miller (GBD) führte den Ausschuss so-
dann in die Anmerkung Nr. 4 ein, die auf Seite 4 
der Vorlage 35 abgedruckt ist. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) bat den GBD um nä-
here Erläuterung der europarechtlichen Beden-
ken, die er dagegen hege, Auskunftsverlangen 
zu einfachen Telekommunikations-Bestands-
daten von der Unterrichtungspflicht auszuneh-
men. 

MR Dr. Miller (GBD) legte dar, Artikel 13 der JI-
Richtlinie schreibe den Mitgliedstaaten vor, den 
von einer Datenerhebung betroffenen Personen 
Informationen zur Verfügung zu stellen. Wie in 

Anmerkung Nr. 1 dargelegt, sei es fraglich, ob es 
dabei bleiben könne, dass diese Unterrichtungs-
pflicht nur für Personen gelten solle, die von Da-
tenerhebungen mit besonderen Mitteln oder Me-
thoden nach den §§ 33 a bis 37 betroffen gewe-
sen seien. Ebenfalls problematisch sei es, eine 
besondere Methode, nämlich das Auskunftsver-
langen zu einfachen Telekommunikations-Be-
standsdaten, von der Unterrichtungspflicht aus-
zunehmen. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) fragte, weshalb das 
Ministerium für Inneres und Sport die Bedenken 
des GBD nicht teile. 

MR’in Schöneberg (MI) erklärte, das Innenminis-
terium verstehe die JI-Richtlinie so, dass eine Un-
terrichtung Betroffener nur in besonderen Fällen 
erforderlich sei. Nach seiner Auslegung sei eine 
Einbeziehung der Auskunftsverlangen zu einfa-
chen Telekommunikations-Bestandsdaten in die 
Unterrichtungspflicht nicht erforderlich. Mit dem 
GBD vertieft diskutiert habe es diese Frage aller-
dings noch nicht. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) beantragte, der 
aus der Vorlage ersichtlichen Empfehlung zu fol-
gen, also in Satz 1 nach dem Wort „unterrichten“ 
ein Semikolon und die Worte „dies gilt nicht für 
Auskunftsverlangen zu einfachen Bestandsdaten 
(§ 33 c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1)“ einzufügen. Inwie-
weit diese Ausnahme mit der JI-Richtlinie verein-
bar sei, könne man im Rahmen des ankündigten 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens näher be-
trachten. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) schloss sich der 
Sichtweise des Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienstes an. 

Der Ausschuss nahm den Antrag des Abg. 
Lechner mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD, der CDU und der AfD gegen die Stim-
men der Vertreter der Fraktionen der Grünen 
und der FDP an. 

 

Zu Absatz 5: 

MR Dr. Miller (GBD) trug vor, in diesem Absatz 
gehe es um die Bedingungen, unter denen die in 
Absatz 4 vorgesehene Unterrichtung Betroffener 
zurückgestellt werden könne. Sodann führte er 
den Ausschuss in die Anmerkungen des GBD auf 
den Seiten 6 und 7 der Vorlage 35 ein. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_07500/06001-06500/17-06232.pdf
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Zu Satz 2 baten Abg. Belit Onay (GRÜNE) und 
Abg. Sebastian Lechner (CDU) das Ministerium 
um nähere Begründung seiner in der Anmerkung 
Nr. 2 des GBD erwähnten Auffassung, dass die 
Zurückstellung der Benachrichtigung über heimli-
che Grundrechtseingriffe in bestimmten Fällen 
auch künftig keiner gerichtlichen Überprüfung un-
terliegen solle, sondern einer Überprüfung durch 
die Landesbeauftragte für den Datenschutz (LfD). 

MR‘in Schöneberg (MI) erklärte, hinter dieser 
Regelung stehe der Gedanke, dass die Zurück-
stellung der Benachrichtigung nur in Fällen ge-
richtlich überprüft werden sollte, in denen das Ge-
richt bereits mit der Maßnahme, von der die Be-
nachrichtigung handeln würde, befasst gewesen 
sei. 

Es solle also vermieden werden, dass ein Gericht 
erstmals im Rahmen einer Entscheidung über die 
Zurückstellung der Benachrichtigung mit einer po-
lizeilichen Maßnahme befasst werde. Stattdessen 
sehe Absatz 6 vor, dass in Fällen, in denen eine 
gerichtliche Anordnung der Maßnahme nicht er-
forderlich gewesen sei, die LfD über die Zurück-
stellung zu informieren sei. 

Diese Regelung, die durchweg Maßnahmen von 
geringerer Eingriffstiefe betreffe, habe sich be-
währt und sei rechtlich nicht zu beanstanden. 

MR Dr. Miller (GBD) gab zu bedenken, dass das 
Gesetz das Erfordernis gerichtlicher Anordnung in 
Fällen vorsehe, in denen die beabsichtigte Maß-
nahme einen besonders tiefen Eingriff in die in-
formationelle Selbstbestimmung des Betroffenen 
bedeuten würde.  

Bei der Entscheidung über die Zurückstellung der 
Unterrichtung indes gehe es nicht um das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung, sondern 
um die Gewährleistung wirksamen Rechtsschut-
zes. Denn bis zur Unterrichtung durch die Behör-
de habe der Betroffene in der Regel keine Kennt-
nis von einer gegen ihn gerichteten verdeckten 
Maßnahme und damit auch keine Möglichkeit, 
sich - wenigstens nachträglich - gegen sie zur 
Wehr zu setzen.  

Wenn die Polizei die Unterrichtung des Betroffe-
nen längere Zeit zurückstellen wolle, so müsse 
die Rechtmäßigkeit einer solchen Entscheidung 
durch die Befassung eines Gerichts abgesichert 
werden. So habe das Bundesverfassungsgericht 
entschieden. 

Das geltende Recht sehe diese Befassung eines 
Gerichts allerdings bei bestimmten Maßnahmen, 
die angeblich von geringerer Eingriffstiefe seien, 
nicht vor. Ob die Eingriffstiefe einer Wohnraum-
überwachung allerdings geringer sei, nur weil sie 
„ausschließlich zum Schutz von Leib, Leben oder 
Freiheit einer bei einem polizeilichen Einsatz täti-
gen Person“ (§ 35 a Abs. 6) erfolge, sei fraglich. 
Das BKAG und die Strafprozessordnung (StPO) 
sähen solche Ausnahmen vom Erfordernis ge-
richtlicher Entscheidung jedenfalls nicht vor. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) stellte fest, dass 
die Rechtslage es ermögliche, Grundrechtsein-
griffe ohne richterliche Anordnung vorzunehmen 
und über die Zurückstellung der Benachrichtigung 
des Betroffenen dann auch ohne Beteiligung ei-
nes Richters zu entscheiden. Hierin sei eine dop-
pelte Benachteiligung des Betroffenen zu sehen. 
Die Unterrichtung der LfD könne eine gerichtliche 
Kontrolle nicht ersetzen. Das Gericht zu befas-
sen, scheine auch nicht wesentlich aufwendiger 
zu sein, als die Landesbeauftragte zu informieren. 

Auf die Frage des Abg. Sebastian Lechner 
(CDU), welcher praktische Unterschied sich aus 
der Regelung in § 30 Abs. 6 für die Polizei erge-
be, antwortete MR’in Schöneberg (MI), der Un-
terschied liege darin, dass die Polizei und nicht 
ein Gericht über die Zurückstellung entscheide. 
Die LfD entscheide nicht, sie werde informiert. 

Ein weiterer Unterschied, fügte MR Dr. Miller 
(GBD) hinzu, liege darin, dass eine Information 
der LfD gemäß Absatz 6 erst nach zwei Jahren zu 
erfolgen brauche, während das Gericht - so sä-
hen es die Sätze 3 und 4 in der Fassung der Vor-
lage 35 vor - schon nach sechs oder zwölf Mona-
ten zu befassen sei. 

In Bezug darauf wollte Abg. Dr. Stefan Birkner 
(FDP) wissen, was aus Sicht des Ministeriums für 
Inneres und Sport dagegen spreche, die Frist bis 
zur Befassung des Gerichts wie bisher auf ein-
heitlich sechs Monate festzulegen. 

MR’in Schöneberg (MI) antwortete, die im Ge-
setzentwurf vorgesehene Verlängerung der Frist 
auf ein Jahr habe unter Praktikabilitätsgesichts-
punkten Vorteile. Es gebe Fälle, in denen von 
vornherein klar sei, dass eine Zurückstellung für 
nur sechs Monate nicht ausreichen werde. In sol-
chen Fällen empfehle es sich, Polizei und Gerich-
te nicht unnötig oft mit weiteren Zurückstellungen 
zu befassen. 
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Die Ministerialvertreterin stellte heraus, dass die 
Verlängerung der Höchstfrist allenfalls zu einer 
etwas späteren Benachrichtigung des Betroffenen 
führe, eine Benachrichtigung an sich aber nicht 
infrage stelle. 

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst habe 
aus rechtlichen Gründen vorgeschlagen, bei den 
besonders tief in die Grundrechte der Betroffenen 
eingreifenden Maßnahmen, nämlich Onlinedurch-
suchung und Wohnraumüberwachung, bei der 
Sechsmonatsfrist zu bleiben. Diesem Gedanken 
habe sich das Ministerium nicht verschlossen. 

Dass die unterschiedlichen Fristen zu Schwierig-
keiten in der Praxis führten, sei nicht zu erwarten. 
Onlinedurchsuchung und Wohnraumüberwa-
chung seien seltene, besonders tiefgreifende 
Maßnahmen, für die an vielen Stellen besondere 
Regelungen gälten. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) erklärte, seine 
Fraktion halte es aufgrund des Verlaufes der Dis-
kussion für erforderlich, die Expertise polizeilicher 
Praktiker zu möglichen Änderungen an den Ab-
sätzen 5 und 6 einzuholen. Vor diesem Hinter-
grund beantragte er, die weitere Befassung mit 
dem Absatz 5 zurückzustellen. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) begrüßte die Ab-
sicht, polizeifachlichen Sachverstand einzuholen, 
legte jedoch Wert darauf, dass dies in einer Sit-
zung des Ausschusses geschehe. Dann sei si-
chergestellt, dass alle Ausschussmitglieder und 
die Öffentlichkeit an dem angestrebten Erkennt-
nisgewinn unmittelbar teilhaben könnten und 
dass Verlauf und Ergebnis der Gespräche doku-
mentiert würden. Nicht umsonst würden Anhö-
rungen zu Gesetzentwürfen in öffentlichen Aus-
schusssitzungen durchgeführt. Nicht öffentliche 
Gespräche einzelner Fraktionen mit Experten 
seien kein Ersatz dafür, und zwar auch dann 
nicht, wenn Vertreter dieser Fraktionen dem Aus-
schuss von den Erörterungen berichteten. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) entgegnete, man 
könne es keiner Fraktion verbieten, die Aussagen 
des Ministeriums und des GBD außerhalb einer 
Ausschusssitzung zu hinterfragen, deren Argu-
mente zu prüfen und sich erst danach zu positio-
nieren. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) fügte hinzu, dies 
schließe nicht aus, dass man Personen, die Rele-
vantes zur Entscheidung der Koalitionsfraktionen 

beitrügen, einlade, ihre Darstellungen in einer 
Ausschusssitzung zu wiederholen. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) erwiderte, es stehe 
den Koalitionsfraktionen frei, unter Ausschluss 
der anderen Fraktionen polizeiliche Praktiker an-
zuhören. Wenn die Koalitionsfraktionen Wert auf 
diese Arbeitsweise legten, müsse aber auch den 
Oppositionsfraktionen die Möglichkeit offenste-
hen, einzelne Punkte zurückstellen zu lassen, um 
darüber fraktionsintern zu beraten. 

Der Ausschuss stellte die weitere Befassung 
mit Absatz 5 einstimmig - bei Stimmenthaltung 
des Ausschussmitgliedes der Fraktion der 
Grünen - zurück. 

 

Zu Absatz 7: 

MR Dr. Miller (GBD) erklärte, mit diesem Absatz 
solle die Möglichkeit geschaffen werden, unter 
bestimmten Bedingungen von einer Unterrichtung 
des Betroffenen endgültig abzusehen. Die Formu-
lierungsvorschläge des GBD hierzu seien ledig-
lich redaktioneller Natur. 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs-
vorschlägen des GBD einverstanden. 

 

§ 31 - Datenerhebung 

MR Dr. Miller (GBD) trug die auf Seite 8 der Vor-
lage 35 abgedruckte Anmerkung des GBD zu Ab-
satz 4 vor. 

 

Nr. 19:  §§ 31 a und 31 b 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) trug vor, für den 
Schutz von Berufsgeheimnisträgern kämen ver-
schiedene Regelungskonzepte in Betracht. 

In der StPO und im BKAG werde nach verschie-
denen Arten von Berufsgeheimnisträgern unter-
schieden. Diesem Konzept folge der Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen mit dem neuen 
§ 31 a. Manche Berufsgeheimnisträger genössen 
absoluten Schutz, andere einen relativen. 

Einem anderen Konzept folge § 10 Abs. 4 des 
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes 
(NVerfSchG). Nach dieser Regelung, die in An-
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lehnung an § 5 a Abs. 1 Satz 2 des Verfassungs-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entstanden 
sei, seien Daten aus dem durch das Berufsge-
heimnis geschützten Vertrauensverhältnis in je-
dem Falle dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen, sodass die Behörde ihre 
Erhebungen nicht auf diese Daten richten dürfe. 
Auch diesen Gedanken habe der Gesetzentwurf 
übernommen, nämlich im neuen § 31 b Abs. 6. 

Die gegensätzlichen Regelungen in § 31 a und in 
§ 31 b Abs. 6 könnten nicht einfach nebeneinan-
der im Gesetz stehen, befand das Mitglied des 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes. 

Hinzu komme, dass sich sowohl § 31 a als auch 
§ 31 b in der Entwurfsfassung ausschließlich auf 
Datenerhebungen mit besonderen Mitteln oder 
Methoden bezögen. Es fehlten Regelungen dazu, 
ob und inwieweit mit offenen Maßnahmen - z. B. 
Durchsuchungen und Beschlagnahmen - in die 
Rechte von Berufsgeheimnisträgern eingegriffen 
werden dürfe. 

Zwischen dem Schutz des Kernbereichs privater 
Lebensgestaltung und dem Schutz von Berufsge-
heimnisträgern bestehe eine Überschneidung. 
Auch wenn im Hinblick auf diese Überschneidung 
noch nicht in allen Einzelheiten rechtliche Klarheit 
herrsche, liege es auf der Hand, dass z. B. Mittei-
lungen an Geistliche, Ärzte usw. zum Kernbereich 
der persönlichen Lebensgestaltung gehören 
könnten und entsprechend geschützt werden 
müssten. 

 

§ 31 a -  Schutz zeugnisverweigerungsberech-
tigter Personen 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) legte dar, in StPO 
und BKAG umfasse der Berufsgeheimnisträger-
schutz auch offene Maßnahmen. Das Ministerium 
und der GBD schlügen vor, diesem Vorbild zu fol-
gen und den Anwendungsbereich des § 31 a ent-
sprechend zu erweitern. Die Vorlage 35 enthalte 
entsprechende Formulierungsvorschläge zu Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1. 

Während Absatz 1 einen strengen Schutz be-
stimmter Berufsgeheimnisträger vorsehe, enthalte 
Absatz 2 weniger strenge Regelungen zum 
Schutz anderer Berufsgeheimnisträger. Dass es 
zulässig sei, unterschiedliche Regelungen zu ver-
schiedenen Gruppen von Berufsgeheimnisträgern 
zu schaffen, habe das Bundesverfassungsgericht 
bestätigt; ein Verstoß gegen den Gleichbehand-

lungsgrundsatz liege darin nach der Karlsruher 
Rechtsprechung nicht. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) erklärte, die 
Koalitionsfraktionen seien damit einverstanden, 
den Anwendungsbereich von § 31 Abs. 1 und 2 
auf alle Maßnahmen nach diesem Gesetz auszu-
dehnen. 

Auf eine Frage des Abg. Belit Onay (GRÜNE) hin 
erklärte MDgt Dr. Wefelmeier (GBD), gegen ei-
nen „Berufsgeheimnisträger erster Klasse“ dürften 
gemäß Absatz 1 Satz 1 weder offene noch ver-
deckte Maßnahmen durchgeführt werden, durch 
die voraussichtlich Daten erhoben würden, über 
die diese Person das Zeugnis verweigern dürfte. 
Bei „Berufsgeheimnisträgern zweiter Klasse“ sehe 
Absatz 2 Satz 1 eine Interessenabwägung vor; 
von deren Ausgang hänge es ab, ob eine Maß-
nahme gegen den Berufsgeheimnisträger durch-
geführt werden dürfe oder nicht. 

Eine solche Unterscheidung zwischen zwei Klas-
sen von Berufsgeheimnisträgern sehe weder das 
geltende Niedersächsische Gesetz über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung noch das Nie-
dersächsische Verfassungsschutzgesetz vor. 
Diese Gesetze enthielten vielmehr einheitliche 
Regelungen für alle Berufsgeheimnisträger, die 
sich allerdings nur auf verdeckte Datenerhebun-
gen bezögen. Regelungen zu offenen Maßnah-
men der Polizei fehlten. Hiergegen hätten insbe-
sondere Rechtsanwälte und Journalisten Beden-
ken erhoben. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) erkundigte sich, 
ob § 31 a in der Fassung des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes einen Berufsgeheimnis-
trägerschutz vorsehe, der gleichwertig mit dem 
Schutz nach StPO und BKAG sei. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) antwortete, die 
Formulierungen stimmten weitestgehend mit der 
StPO und dem BKAG überein. Es werde somit 
ein einheitliches Schutzkonzept verfolgt. Aus 
Sicht des GBD seien die bundesrechtlichen Re-
gelungen allerdings noch etwas lückenhaft, wes-
halb er kleinere Ergänzungen vorgeschlagen ha-
be, auf die er im Folgenden zu sprechen kommen 
werde. 

Einem anderen Schutzkonzept folge indes das 
Niedersächsische Verfassungsschutzgesetz, das, 
wie gesagt, keine zwei Klassen von Berufsge-
heimnisträgern kenne. 
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Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD) bat um Darle-
gung, welche Berufsgruppen jeweils zu den bei-
den Klassen von Berufsgeheimnisträgern zählten. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) erwiderte, zur ersten 
Klasse gehörten Geistliche, Rechtsanwälte und 
Rechtsbeistände sowie Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments, des Deutschen Bundestages 
und der Landesparlamente. Die zweite Klasse 
umfasse u. a. Ärzte, Psychotherapeuten und 
Journalisten. 

 

Zu Absatz 1: 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) führte den Aus-
schuss in die Anmerkungen des GBD zu den Sät-
zen 5 und 6 ein, die auf Seite 10 der Vorlage 35 
niedergelegt sind. 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs-
vorschlägen des GBD zu Absatz 1 einverstan-
den. 

 

Zu Absatz 2: 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) erläuterte dem Aus-
schuss die Anmerkungen des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes auf Seite 11 der Vorla-
ge 35.  

Er hob hervor, der vorgeschlagene Satz 3 betreffe 
den Fall, dass bei Berufsgeheimnisträgern zweiter 
Klasse Daten erhoben worden seien, die nicht 
hätten erhoben werden dürfen. Dieser Fall sei aus 
unerfindlichen Gründen im BKAG nicht geregelt. 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs-
vorschlägen des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 3: 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) stellte den Formulie-
rungsvorschlag und die Anmerkung vor, die auf 
Seite 11 der Vorlage 35 abgedruckt sind. 

Der Ausschuss war mit dem Formulierungs-
vorschlag des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 5: 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) trug vor, es stelle 
sich die Frage, in welchem Verhältnis die Vor-
schriften der Absätze 1 bis 3 zu den Regelungen 
über die Auskunftspflicht zeugnisverweigerungs-
berechtigter Personen in § 12 Abs. 5 Sätze 2 
bis 6 stünden. Schließlich sei auch eine Befra-
gung nach § 12 eine „Maßnahme nach diesem 
Gesetz“.  

Man könne § 12 Abs. 5 Sätze 2 bis 6 als Spezial-
vorschrift ansehen, die den Schutz zeugnisver-
weigerungsberechtigter Personen bei einer be-
stimmten Maßnahme, nämlich der Befragung, be-
träfen. Aus der juristischen Regel, dass Spezial-
vorschriften den allgemeinen Vorschriften vorgin-
gen, ergebe sich, dass § 31 a für den Bereich der 
Befragung nicht gelte, soweit in § 12 Abs. 5 Sätze 
2 bis 6 abweichende Regelungen enthalten seien. 

Um dies zu verdeutlichen, könne man in einem 
neuen Absatz 5 ausdrücklich erwähnen, dass die 
Regelungen über die Auskunftspflicht zeugnis-
verweigerungsberechtigter Personen nach § 12 
Abs. 5 Sätze 2 bis 6 unberührt blieben. Eine ähn-
liche Klausel enthalte § 62 Abs. 1 Satz 2 BKAG. 
Rechtlich erforderlich sei eine solche Klausel aber 
nicht. 

An dieser Stelle könne man auch auf die Sonder-
regelung in § 31 b Abs. 6 des Gesetzentwurfes 
klärend hinweisen. Der in Vorlage 35 enthaltene 
Formulierungsvorschlag sehe dies vor, verweise 
jedoch auf § 33 Abs. 6, da der GBD empfehle, 
dort die Regelung in § 31 b Abs. 6 des Gesetz-
entwurfes - wenn der Ausschuss an ihr festhalten 
wolle - zu verorten. Zunächst sei jedoch zu klä-
ren, ob der Ausschuss überhaupt am Regelungs-
gedanken des § 31 b Abs. 6 festhalten wolle. 

Um dies zu klären, befasste sich der Ausschuss 
zunächst mit § 31 b (siehe unten), um danach zu 
§ 31 a Abs. 5 zurückzukehren (siehe Seite 27). 

 

§ 31 b -  Schutz des Kernbereichs privater Le-
bensgestaltung 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) legte dar, ein Rege-
lungsbedarf hinsichtlich des Kernbereichs privater 
Lebensgestaltung bestehe nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts nur im Be-
reich der besonderen Mittel und Methoden. Der 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienst empfehle 
daher, diesen Paragrafen unmittelbar vor den 
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Vorschriften zu diesen Mitteln und Methoden ein-
zuordnen, und zwar als § 33. Die bisher in § 33 
enthaltene Regelung zur Aufzeichnung von Ver-
kehrsdaten mit Einwilligung des Anschlussinha-
bers könne, sofern an ihr festgehalten werden 
solle, nach § 33 c Abs. 6 verlagert werden. 

Der Ausschuss war mit der Verlagerung des 
§ 31 b nach § 33 einverstanden. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) trug die Anmerkun-
gen und Formulierungsvorschläge des GBD im 
Sinne der Seiten 37 bis 44 der Vorlage 35 vor. 

 

Zu Absatz 1: 

Der Ausschuss war mit den Änderungsvor-
schlägen des GBD einverstanden. Satz 2 soll 
darüber hinaus die folgende Fassung erhalten: 

„Bei einer Maßnahme nach § 35 a liegen sol-
che tatsächlichen Anhaltspunkte in der Regel 
vor, wenn in den zu überwachenden Räum-
lichkeiten Gespräche der betroffenen Perso-
nen mit Personen ihres besonderen persönli-
chen Vertrauens zu erwarten sind.“ 

 

Zu Absatz 2: 

Der Ausschuss war mit den Änderungsvor-
schlägen des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 3
 
(in der Fassung des GBD): 

Auf eine Frage des Abg. Belit Onay (GRÜNE) 
zur Verhältnismäßigkeitsprüfung im Einzelfall 
antwortete MR’in Schöneberg (MI), es gehe hier 
um Fälle, in denen sich die Polizei von vornherein 
nur für eine automatisierte Aufzeichnung ent-
scheide. Dies sei aus Kapazitätsgründen relativ 
häufig der Fall, und es bedürfe dann einer ver-
antwortungsvollen Einschätzung. Der Kernbereich 
privater Lebensgestaltung sei auch nach gelten-
dem Recht geschützt. Insofern ändere sich an 
dieser Stelle grundsätzlich nichts. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) sagte, er sei da-
von ausgegangen, dass die Regelung in Absatz 3 
insofern den Kernbereichsschutz gewährleiste, 
als erhobene Daten zunächst - noch vor Kennt-

nisnahme durch die Polizei - dem anordnenden 
Gericht vorgelegt werden müssten. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) erklärte, dass dies 
nicht für alle Datenerhebungen gelte. Das Pro-
blem stelle sich im Wesentlichen bei der Tele-
kommunikationsüberwachung (TKÜ) und mög-
licherweise auch bei längerfristigen Observatio-
nen. Dort sei es denkbar, dass Daten allein durch 
den Einsatz technischer Geräte erhoben würden. 
Eine Maßnahme, die von vornherein nur eine au-
tomatische Aufzeichnung vorsehe, könne aber 
nicht aufgrund von Zweifeln bzw. einer individuell 
erfolgten Wahrnehmung, dass der Kernbereich 
berührt sei, abgebrochen und automatisch fortge-
führt werden. Insofern greife in diesen Fällen 
auch nicht der Richtervorbehalt. 

MR’in Schöneberg (MI) ergänzte, bei einer von 
vornherein nur automatisch durchgeführten TKÜ 
könne natürlich die Situation eintreten, dass beim 
Transkribieren bzw. beim Anhören entsprechende 
Zweifel aufträten. In einem solchen Fall wären die 
Daten dann auch dem Gericht vorzulegen. Bei 
der Durchführung einer TKÜ sei es aber grund-
sätzlich Aufgabe der Polizei, die Einordnung vor-
zunehmen, ob der Kernbereich betroffen sei oder 
nicht. 

Der Ausschuss war mit den Änderungsvor-
schlägen des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 4 (in der Fassung des GBD): 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) wollte zu Satz 1 wis-
sen, warum das MI die Anregung des GBD, eine 
weitere unabhängige Stelle - etwa die Landesbe-
auftragte für den Datenschutz - mitentscheiden zu 
lassen, ob erhobene Daten dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung zuzurechnen seien, ab-
lehne. 

MR’in Schöneberg (MI) erwiderte, mit der Rege-
lung in Absatz 4 würden sogenannte Eilfälle er-
fasst, bei denen aus Zeitgründen zunächst auf ei-
ne Involvierung des Gerichts - das normalerweise 
über die Kernbereichszuordnung entscheide - 
verzichtet werden solle. Wenn man sich diese 
Zeitproblematik vor Augen führe, sei schwer vor-
stellbar, noch eine zusätzliche Stelle wie die LfD 
in den Ablauf mit einzubinden. 

Das MI sei der Meinung, dass die Zuweisung der 
Entscheidung an die Dienststellenleitung an die-
ser Stelle richtig und - in einem Flächenland wie 
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Niedersachsen mit seinen vielen Dienststellen - 
auch praktikabel sei. In diesem Zusammenhang 
gehe es schließlich auch um die Erreichbarkeit 
vor Ort und die - fachliche - Nähe zu den jeweili-
gen Fällen. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) entgegnete, in einem 
Flächenland wie Deutschland sei es anscheinend 
durchaus möglich, die Behördenleitung des BKA 
im Benehmen mit dem Datenschutzbeauftragten 
des BKA und unter Zuhilfenahme weiterer BKA-
Bediensteter entscheiden zu lassen. Vor diesem 
Hintergrund stelle sich ihm nach wie vor die Fra-
ge, warum das MI eine entsprechende Regelung 
auf Landesebene ablehne und der Meinung sei, 
dass hier eine Entscheidung durch die Dienststel-
lenleitung genüge. 

Abg. Karsten Becker (SPD) merkte an, dass das 
BKA als einzelne Behörde eine ganz andere Or-
ganisationsstruktur habe als die niedersächsische 
Polizei mit ihren vielen einzelnen, über das Land 
verteilten Dienststellen. Seines Erachtens sei 
durch die Ansiedlung der Entscheidung bei der 
Dienststellenleitung eine angemessene Beurtei-
lung im Einzelfall gewährleistet. Im Übrigen müss-
ten die einzelnen Dienststellen auch die Kompe-
tenz haben, Vorgänge, die bei ihnen bearbeitet 
würden, verfahrenstechnisch abzusichern und zu 
entscheiden. Vor diesem Hintergrund schließe 
sich die SPD-Fraktion der Meinung des MI an. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) ergänzte, im Üb-
rigen sei gemäß Satz 2 unverzüglich eine richter-
liche Bestätigung der Zurechnung zu beantragen, 
nachdem die Dienststellenleitung vorläufig dar-
über entschieden habe. Damit sei aus seiner 
Sicht ein besonderer Schutz gewährleistet und sei 
eine zusätzliche Einbindung einer unabhängigen 
Stelle wie der LfD insofern nicht erforderlich. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) meinte, wenn 
man dieser Argumentation folge, könnte man sich 
auch die Frage stellen, warum hier überhaupt ei-
ne Zuweisung an bestimmte Personen nötig sei. 
Seines Erachtens sei aber davon auszugehen, 
dass sich der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung 
des BKAG etwas gedacht und eine entsprechen-
de Zuweisung nicht grundlos vorgenommen ha-
be. 

An das MI gewandt, stellte der Abgeordnete so-
dann die Frage, worauf mit den Begriffen „Dienst-
stelle“ und „Dienststellenleiter“ konkret abgestellt 
werde bzw. welche Kompetenzen und Qualifikati-
onen damit verbunden seien. 

MR’in Schöneberg (MI) verwies in diesem Zu-
sammenhang auf einen Runderlass des MI zur 
Organisationsstruktur. Dienststellen seien danach 
insbesondere die Polizeiinspektionen, die Zentra-
len Kriminalinspektionen, der Zentrale Kriminal-
dienst und der Zentrale Verkehrsdienst der Poli-
zeidirektion (PD) Hannover sowie die Reiter- und 
Diensthundeführerstaffel der PD Hannover. Mit 
der Regelung in Absatz 4 Satz 1 werde auf die 
Leiter dieser Dienststellen - also auf Beamte des 
höheren Dienstes - abgestellt. 

Die Ministerialvertreterin betonte noch einmal, 
dass es bei den Eilfällen um verdeckte Maßnah-
men gehe, bei denen Daten eilig ausgewertet 
werden müssten und insofern keine Zeit sei, die 
Gerichte zu involvieren. Insofern sei es praktika-
bel, an dieser Stelle auf Personen in verantwor-
tungsvollen Positionen abzustellen, die sowohl 
eine räumliche als auch fachlich-inhaltliche Nähe 
zu den Fällen hätten und eine Entscheidung unter 
Berücksichtigung dieses Fachwissens treffen 
könnten. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) sagte, ihm sei 
immer noch nicht klar, was aus Sicht des MI da-
gegen spreche, eine weitere unabhängige Stelle 
in den Entscheidungsprozess einzubinden. 

MR’in Schöneberg (MI) wiederholte, dass das MI 
es nicht für praktikabel halte, bei Eilfällen, bei de-
nen aufgrund der Dringlichkeit auch die Gerichte 
erst in einem zweiten Schritt eingebunden werden 
sollten, im ersten Schritt zusätzlich die LfD zu in-
volvieren. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) schlug daraufhin 
vor, stattdessen auf eine andere unabhängige 
Stelle zu verweisen, woraufhin MR’in Schöne-
berg (MI) deutlich machte, dass das MI es gene-
rell nicht für praktikabel halte, eine weitere unab-
hängige Stelle einzuschalten. 

Auf eine weitere Frage des Abg. Dr. Stefan Birk-
ner (FDP) erklärte MDgt Dr. Wefelmeier (GBD), 
bei dem vorliegenden Gesetzentwurf sei eine 
Harmonisierung mit dem BKAG erklärtes Ziel ge-
wesen. Vor diesem Hintergrund habe der GBD 
darauf hingewiesen, dass mit der Regelung in 
Absatz 4 der Entwurfsfassung ein geringeres 
Schutzniveau als im BKAG erreicht werde. Wie 
groß das damit verbundene rechtliche Risiko sei, 
könne der GBD nicht abschließend beurteilen. 

* 
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Abg. Belit Onay (GRÜNE) beantragte, eine An-
gleichung an das BKAG vorzunehmen und als 
weitere unabhängige Stelle die LfD in Satz 1 mit 
aufzunehmen. 

Der Ausschuss lehnte den Antrag der Frakti-
on der Grünen, die LfD als weitere unabhängi-
ge Stelle in Satz 1 mit aufzunehmen, mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU 
und der AfD gegen die Stimmen der Fraktio-
nen der Grünen und der FDP ab. 

Er folgte insgesamt den Formulierungs- und 
Änderungsvorschlägen des GBD zu Absatz 4 
(in der Fassung des GBD). 

 

Zu Absatz 5 (in der Fassung des GBD): 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD einver-
standen. 

 

Zu Absatz 6: 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) legte dar, nach die-
ser Regelung des Gesetzentwurfes seien Daten 
aus dem durch das Berufsgeheimnis geschützten 
Vertrauensverhältnis dem Kernbereich privater 
Lebensführung zuzurechnen, sodass sie nicht mit 
besonderen Mitteln oder Methoden erhoben wer-
den dürften. 

Das Ministerium für Inneres und Sport habe sich 
dagegen ausgesprochen, Berufsgeheimnisträger 
ausnahmslos vor polizeilichen Datenerhebungen 
mit besonderen Mitteln oder Methoden zu schüt-
zen, wie es der Gesetzentwurf in Anlehnung an 
§ 10 Abs. 4 NVerfSchG vorsehe. Es rege daher 
an, den Absatz zu streichen. 

Verfassungsrechtlich erforderlich sei ein absoluter 
Schutz von Berufsgeheimnisträgern vor verdeck-
ten Datenerhebungen aus Sicht des GBD nicht. 
Es stehe dem Ausschuss also frei, an dem Rege-
lungsgedanken von § 31 b Abs. 6 des Gesetz-
entwurfes festzuhalten oder ihn aufzugeben. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) kam auf den Hin-
weis in der Anmerkung des Gesetzgebungs- und 
Beratungsdienstes auf Seite 44 der Vorlage 35 zu 
sprechen, dass sich das Ministerium für Inneres 
und Sport dafür ausgesprochen habe, Absatz 6 
zu streichen. Er bat das Ministerium um Darle-

gung, warum es die Regelung aus dem Verfas-
sungsschutzgesetz nicht in das Polizeirecht über-
nehmen wolle. Er wollte ferner wissen, inwieweit 
in der polizeilichen Praxis Daten eine Rolle spiel-
ten, über die Berufsgeheimnisträger das Zeugnis 
verweigern dürften, die aber nicht dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sei-
en. 

MR’in Schöneberg (MI) erwiderte, aus Sicht des 
Ministeriums sei es sachgerecht, zwischen zwei 
Klassen von Berufsgeheimnisträgern zu unter-
scheiden, wie es § 31 a vorsehe. Das Abwä-
gungsgebot in § 31 a Abs. 2 würde unterlaufen, 
wenn im hier zur Diskussion stehenden Absatz 
ein absoluter Schutz aller Berufsgeheimnisträger 
vor Datenerhebungen mit besonderen Mitteln und 
Methoden verankert würde.  

Einen solchen absoluten Schutz aller Berufsge-
heimnisträger gebe es im Polizeirecht nirgends. 
Es gebe keinen Grund, an dieser Stelle ein abso-
lutes Verwertungsverbot zu regeln. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
brauche im Bereich der Gefahrenabwehr kein Be-
rufsgeheimnisträger einem absoluten Schutz zu 
unterliegen. Angesichts der herausragenden Be-
deutung polizeilicher Gefahrenabwehr sei es ge-
rechtfertigt, an dieser Stelle von der Regelung in 
§ 10 Abs. 4 NVerfSchG abzuweichen. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) rückte von der 
im Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen enthal-
tenen Regelung ab. Die dort vorgesehene gesetz-
liche Fiktion sei bei näherer Betrachtung nicht an-
gebracht. Der Kernbereich privater Lebensgestal-
tung sei auch ohne den Absatz 6 ausreichend 
geschützt. Schließlich regelten schon die vorste-
henden Absätze den Schutz des Kernbereichs 
privater Lebensgestaltung. Die Fiktion in Absatz 6 
führe nur dazu, dass gewisse Daten, die nicht 
zum Kernbereich privater Lebensgestaltung ge-
hörten, dennoch wie solche geschützt würden. 
Hierzu bestehe kein Anlass. 

Der Abgeordnete beantragte namens der Koaliti-
onsfraktionen, den Absatz 6 zu streichen. 

Bei Stimmenthaltung der Vertreter der Fraktio-
nen der Grünen und der FDP folgte der Aus-
schuss diesem Antrag einstimmig. 

Der Ausschuss kehrte nun, wie vereinbart (siehe 
Seite 23), zu § 31 a Abs. 5 zurück: 
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§ 31 a -  Schutz zeugnisverweigerungsberech-
tigter Personen 

Zu Absatz 5: 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) stellte fest, der 
Hinweis auf § 12 Abs. 5 Sätze 2 bis 6 sei nur de-
klaratorischer Natur, und ein Hinweis auf § 33 
Abs. 6 komme aufgrund der Streichung dieser 
Vorschrift (siehe oben) nicht mehr in Betracht. Er 
beantragte vor diesem Hintergrund, dem Vor-
schlag des GBD, an § 31 a einen Absatz 5 anzu-
fügen, nicht zu folgen. 

Bei Stimmenthaltung der Vertreter der Fraktio-
nen der Grünen und der FDP folgte der Aus-
schuss diesem Antrag einstimmig. 

 

Nr. 20:  § 32 -  Datenerhebung durch den Ein-
satz technischer Mittel bei öf-
fentlichen Veranstaltungen und 
im öffentlichen Raum 

Zu Absatz 1: 

MR Dr. Miller (GBD) legte dar, in Absatz 1 gehe 
es um Bildübertragungen sowie Bild- und Tonauf-
zeichnungen im Zusammenhang mit öffentlichen 
Veranstaltungen oder Ansammlungen.  

Er betreffe jedoch nicht Versammlungen im Sinne 
des Niedersächsischen Versammlungsgesetzes. 
Bildübertragungen sowie Aufzeichnungen im Zu-
sammenhang mit Versammlungen seien in den 
§§ 12 und 17 des Versammlungsgesetzes gere-
gelt. 

Sodann führte Herr Dr. Miller den Ausschuss in 
die Anmerkungen und Formulierungsvorschläge 
des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes ein, 
die auf den Seiten 15 und 16 der Vorlage 35 ab-
gedruckt sind. 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs-
vorschlägen des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 2: 

MR Dr. Miller (GBD) erklärte, dieser Absatz be-
treffe die verdeckte Aufzeichnung von öffentlichen 
Veranstaltungen oder Ansammlungen. Der GBD 
halte diese Vorschrift für problematisch und 
schlage sie deshalb zur Streichung vor. Zur Be-

gründung trug er zunächst zur Frage der Gesetz-
gebungskompetenz die Anmerkung Nr. 1 des 
GBD zu diesem Absatz vor, die auf den Seiten 16 
und 17 der Vorlage 35 niedergelegt ist. 

Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD) entgegnete, es 
sei durchaus denkbar, dass sich Menschen bei 
einer öffentlichen Veranstaltung oder einer An-
sammlung zu einer terroristischen Straftat verab-
redeten. Es stelle sich die Frage, warum der GBD 
die Möglichkeit, diese Verabredung heimlich auf-
zuzeichnen, ausschließen wolle. 

MR Dr. Miller (GBD) erwiderte, die Aufzeichnung 
zur Verfolgung einer Straftat falle in den Anwen-
dungsbereich der Strafprozessordnung. Mit 
§ 100 f StPO gebe es bereits im Bundesrecht ei-
ne Regelung, die die heimliche Aufzeichnung sol-
cher Gespräche regele. Diese Regelung sei nach 
Auffassung des GBD abschließend. Zusätzliche 
Regelungen, etwa Sonderregelungen zu verdeck-
ten Aufzeichnungen bei öffentlichen Veranstal-
tungen oder Ansammlungen, könne der Bundes-
gesetzgeber zwar schaffen, er habe dies jedoch 
bisher nicht getan. Durch abschließende Rege-
lungen in der StPO sei die Gesetzgebungskom-
petenz des Landes zur Strafverfolgung demnach 
gesperrt. 

Abg. Karsten Becker (SPD) legte dar, es seien 
durchaus Fälle denkbar, in denen Gewalttaten 
nur durch verdeckte Videoüberwachung verhütet 
werden könnten. Zu denken sei etwa an Fälle, in 
denen der Polizei zwar bekannt sei, dass sich ri-
valisierende Gruppen von Fußballfans zu Ausein-
andersetzungen verabredet hätten, sie aber nicht 
wisse, wo genau die Zusammenstöße sich ab-
spielen würden. Wenn die Polizei an den mögli-
chen Konfliktorten offen auftrete, sei mit einer 
Verlagerung der Kämpfe an eine andere Stelle zu 
rechnen. Die erwarteten Straftaten verhindern 
könne die Polizei in solchen Fällen nur, wenn sie 
die entsprechenden Orte verdeckt beobachte. 
Diese Möglichkeit müsse die Polizei behalten. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) sagte, in einem sol-
chen Falle stelle sich die Frage, ob nicht vielmehr 
ein Anwendungsfall des § 35 - Datenerhebung 
durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel 
außerhalb von Wohnungen - vorliege. 

Daraufhin führte MR Dr. Miller (GBD) den Aus-
schuss in die Anmerkung Nr. 2 auf den Seiten 17 
und 18 der Vorlage 35 ein, die das Nebeneinan-
der von § 32 Abs. 2 und § 35 und insbesondere 
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die Einhaltung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-
zes betrifft. 

Herr Dr. Miller trug in diesem Zusammenhang die 
Anmerkung Nr. 2 Buchst. b zu § 30 Abs. 4 vor, 
die auf den Seiten 3 und 4 der Vorlage 35 abge-
druckt ist. 

Er hob hervor, die verdeckte Aufzeichnung von 
öffentlichen Veranstaltungen und Ansammlungen 
gehöre nach der Definition des Gesetzes nicht zu 
den - mit verfahrensmäßigen Absicherungen ver-
sehenen - besonderen Mitteln und Methoden, 
obwohl es sich um heimliche Datenerhebung 
handele. Ob eine verdeckte Videoüberwachung 
im öffentlichen Raum in einem Zusammenhang 
mit einer Veranstaltung stehe oder nicht, spiele im 
Hinblick auf die Tiefe des Grundrechtseingriffs 
keine große Rolle. Dennoch sehe § 32 Abs. 2 bei 
einem Veranstaltungsbezug eine wesentlich nied-
rigere Eingriffsschwelle vor, die nach Auffassung 
des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes nicht 
mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts in Einklang zu bringen sei. Zugleich fehl-
ten verfahrensmäßige Absicherungen wie der 
Richtervorbehalt und die Unterrichtungspflicht, die 
bei § 35 gegeben seien. 

Deshalb empfehle der GBD, § 32 Abs. 2 zu strei-
chen und verdeckte Videoüberwachungen im öf-
fentlichen Raum nur unter den Voraussetzungen 
und Bedingungen des § 35 zuzulassen. Immerhin 
erlaube § 35 eine Videoüberwachung schon im 
Gefahrenvorfeld, wenn erhebliche oder terroristi-
sche Straftaten in Rede stünden, zu denen nach 
dem letzten Beratungsstand z. B. auch das Mit-
führen verbotener Waffen zu zählen sei. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) ergänzte, die - offe-
ne - Anfertigung von Übersichtsaufnahmen im öf-
fentlichen Raum ermögliche darüber hinaus § 32 
Abs. 3. Hierzu sei weder ein Veranstaltungsbezug 
noch ein enger Bezug zu einer bevorstehenden 
Straftat erforderlich. 

Zusammenfassend stellte er fest, für § 32 Abs. 2 
gebe es keinen Anwendungsbereich, der nicht 
bereits durch andere Vorschriften abgedeckt sei. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) nannte die Ausführun-
gen des GBD nachvollziehbar. Das vom Abg. Be-
cker genannte Beispiel hingegen vermöge nicht 
zu überzeugen. Es sei keine Situation denkbar, in 
der eine verdeckte Videoüberwachung Straftaten 
verhüten könne, die nicht auch eine offene Über-
wachung verhüten könne. 

Der Abgeordnete bat das Ministerium für Inneres 
und Sport um Mitteilung, in welchen Fällen, die 
der Gefahrenabwehr und nicht der Strafverfol-
gungsvorsorge zuzuordnen seien, § 32 Abs. 2 
bislang angewandt worden sei. 

MR’in Schöneberg (MI) antwortete, bei § 32 
Abs. 2 habe das Ministerium vor allem unüber-
sichtliche Veranstaltungen im Blick, bei denen mit 
Straftaten zu rechnen sei. In solchen Fällen kön-
ne es sinnvoll sein, Personen verdeckt zu be-
obachten, um sofort einzuschreiten, wenn sich 
z. B. eine körperliche Auseinandersetzung oder 
auch das Zeigen von Kennzeichen verfassungs-
widriger Organisationen anbahne.  

Auch die verdeckte Bild- und Tonaufzeichnung 
könne zur Verhütung von Straftaten - insbesonde-
re terroristischen Anschlägen - beitragen. Die Be-
amten, die das Geschehen bei einer Veranstal-
tung mithilfe der Videotechnik beobachteten, hät-
ten dann nämlich die Möglichkeit, gleich nach ei-
ner verdächtigen Wahrnehmung ein paar Sekun-
den zurückzuspulen, um sich durch ein zweites 
Hinsehen zu vergewissern, was sich gerade zu-
getragen habe. 

Ebenso könne die Möglichkeit kurzfristiger Auf-
zeichnung hilfreich sein, um noch während der 
Veranstaltung die Stichhaltigkeit eingehender 
Hinweise auf Gefahren abzuklären. 

Die Ministerialvertreterin räumte ein, es sei hoch-
umstritten, ob das Land nach der Kompetenzord-
nung des Grundgesetzes befugt sei, nicht nur 
Vorschriften zur Gefahrenabwehr durch Video-
überwachung, sondern auch das Bundesrecht er-
gänzende Vorschriften zur Strafverfolgungsvor-
sorge durch Videoüberwachung zu schaffen.  

Nach Auffassung des Ministeriums für Inneres 
und Sport aber seien die StPO-Regelungen inso-
weit nicht abschließend. Anders als bei der TKÜ 
gebe es bei der Videoüberwachung durchaus 
noch Regelungsspielräume für die Länder, und 
zwar sowohl im Bereich der Gefahrenabwehr als 
auch im Bereich der Strafverfolgungsvorsorge. 

Näherhin führte Frau Schöneberg aus, der für die 
Fernmeldeüberwachung geltende Straftatenkata-
log in § 100 a Abs. 2 StPO umfasse auch Vorbe-
reitungsstraftaten, was bei den Regelungen der 
StPO zur Videoüberwachung nicht der Fall sei. 

In erster Linie gehe es bei § 32 Abs. 2 aber nicht 
um die Strafverfolgungsvorsorge, sondern um die 
Verhütung von Straftaten. 
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Im Gegensatz zur Auffassung des Gesetzge-
bungs- und Beratungsdienstes habe § 32 Abs. 2 
durchaus einen Anwendungsbereich, der über 
§ 35 hinausgehe. Denn § 35 sei nur auf die Ver-
hütung von Straftaten von erheblicher Bedeutung 
anwendbar. § 32 Abs. 2 könne hingegen auch zur 
Verhütung anderer Straftaten genutzt werden, die 
für gewisse Veranstaltungen und Ansammlungen 
typisch seien, etwa Körperverletzungs- oder Pro-
pagandadelikte. 

Eine Videoüberwachung von Veranstaltungen 
und Versammlungen nach § 32 Abs. 2 sei gerade 
auch dann sinnvoll, wenn zwar aus polizeilicher 
Sicht mit Straftaten zu rechnen sei, aber noch 
nicht absehbar sei, welche Personen diese Taten 
begehen würden. Eine Überwachung nach § 35 
komme in solchen Fällen schon deshalb nicht in 
Betracht, weil diese auf eine bestimmte, nament-
lich bezeichnete Person zu richten wäre. 

Die Eingriffstiefe der Videoüberwachung nach 
§ 32 Abs. 2 sei dadurch gemindert, dass die 
Überwachung nur während einer Veranstaltung 
oder Ansammlung erfolgen könne. Die betroffe-
nen Personen befänden sich in einer Menschen-
menge. Nach § 35 eine einzelne Person zu be-
obachten und zu filmen, sei zweifellos ein tieferer 
Grundrechtseingriff. 

All dies rechtfertige es, § 32 Abs. 2 im Grundsatz 
beizubehalten. 

MR Dr. Miller (GBD) wandte ein, § 32 Abs. 2 er-
laube es nicht, heimlich mit Videotechnik Men-
schenmengen zu beobachten. Gemäß Absatz 1 
Satz 1 müsse sich die Beobachtung vielmehr auf 
Personen richten, bei denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigten, dass sie Straftaten bege-
hen würden. Es müsse also ein individueller Ver-
dacht bestehen. 

Es gehe daher sowohl bei § 32 Abs. 2 als auch 
bei § 35 um die Beobachtung von Einzelperso-
nen. Wesentliche Unterschiede bei der Eingriffs-
tiefe seien somit nicht ersichtlich. 

Eine Befugnis zur allgemeinen Videobeobachtung 
einer Veranstaltung finde sich in Absatz 3. Dabei 
müsse es sich dann aber um eine offene Be-
obachtung handeln. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) fügte hinzu, die 
Existenzberechtigung des § 32 Abs. 2 könne 
nicht darin liegen, dass man mit dieser Vorschrift 
trotz gleicher Eingriffstiefe die Eingriffsschwelle 
des § 35 unterlaufen könne. 

Es fehle schlichtweg an einer Darlegung, worin 
sich eine verdeckte Videoüberwachung einer ein-
zelnen Person nach § 32 Abs. 2 von einer ver-
deckten Videoüberwachung einer einzelnen Per-
son nach § 35 unterscheiden solle. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) bezeichnete die 
Ausführungen des GBD zur Gesetzgebungskom-
petenz und zur Verhältnismäßigkeit als sehr 
nachvollziehbar. 

Die von der Abg. Schröder-Köpf als Beispiel her-
angezogene Verabredung zu einer terroristischen 
Straftat könne auch nach § 35 beobachtet und 
aufgezeichnet werden. Auch das vom Abg. Be-
cker angeführte Beispiel vermöge nicht zu über-
zeugen; auch für diese Konstellation gebe es ge-
nügend andere Regelungen. 

Nach wie vor sei unklar, inwiefern eine verdeckte 
Videoüberwachung abschreckende Wirkung ha-
ben könne. Informationen dazu, in wie vielen Fäl-
len mithilfe der seit vielen Jahren bestehenden 
Möglichkeit verdeckter Videoüberwachung nach 
§ 32 Abs. 2 Gefahren abgewehrt worden seien, 
fehlten. Auch zur Bedeutung verdeckter Video-
überwachung zur Strafverfolgungsvorsorge im 
nicht bundesrechtlich abgedeckten Bereich fehl-
ten jegliche Angaben. 

Eine abschreckende Wirkung sei bei verdeckter 
Überwachung - anders als bei offener Überwa-
chung - kaum zu erwarten. Der Schwerpunkt liege 
vielmehr auf der Ermöglichung nachträglichen 
Einschreitens, also im Bereich der Strafverfolgung 
und nicht der Gefahrenabwehr. Dass der Landtag 
zur Schaffung einer solchen strafprozessualen 
Vorschrift befugt sei, sei aber höchst fraglich. 

Vor diesem Hintergrund beantragte der Vertreter 
der FDP-Fraktion, dem Vorschlag des GBD zu 
folgen und den Absatz 2 zur Streichung zu emp-
fehlen. 

MR’in Schöneberg (MI) erklärte, polizeiliche Vi-
deoüberwachungen von öffentlichen Veranstal-
tungen und Ansammlungen würden in aller Regel 
offen durchgeführt. 

Die in Absatz 2 enthaltene Möglichkeit verdeckter 
Videoüberwachung werde allenfalls vereinzelt 
genutzt. Der Verhütung von Straftaten könne eine 
verdeckte Videoüberwachung nämlich in der Tat 
nur in ganz bestimmten Konstellationen dienen. 
Dies spreche aber nicht dagegen, an dieser Norm 
festzuhalten. 
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Abg. Karsten Becker (SPD) sagte, zur Gefah-
renabwehr gehöre auch die Unterbindung der 
Fortsetzung von Straftaten. Gerade in solchem 
Zusammenhang könne eine verdeckte Video-
überwachung von Nutzen sein. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) hob hervor, dass 
es bei diesem Absatz nicht um die Schaffung 
neuer Befugnisse gehe, sondern um die Ein-
schränkung einer bestehenden Befugnis. Denn 
dem Gesetzentwurf zufolge solle die seit 1994 
bestehende Möglichkeit verdeckter Videoüberwa-
chung künftig nur noch zur Verhütung von Strafta-
ten genutzt werden können, aber nicht mehr zur 
Verhütung von Ordnungswidrigkeiten. 

§ 32 Abs. 2 sei auf den Fall gerichtet, dass der 
Anlass, eine bei einer Veranstaltung oder An-
sammlung anwesende Person verdeckt zu beob-
achten, erst während der Veranstaltung oder An-
sammlung entstehe. Eine verdeckte Beobachtung 
nach dieser Vorschrift sei zudem nur zulässig, 
wenn anzunehmen sei, dass eine offene Be-
obachtung zu einer Verlagerung der Straftat, nicht 
aber zu ihrer Verhütung führen würde. 

Wenn schon vor der Veranstaltung klar sei, wel-
che Person verdeckt beobachtet werden solle, so 
könne die Beobachtung nur auf § 35 gestützt 
werden. Nur in einem solchen Fall sei es möglich, 
vorab eine richterliche Anordnung zu erlangen, 
wie es § 35 vorsehe. 

Der Abgeordnete nannte folgenden möglichen 
Anwendungsfall für eine Beobachtung nach § 32 
Abs. 2: Die Polizei befürchte, dass einzelne Men-
schen in einer Ansammlung Waffen aus ihren 
Rücksäcken hervorholten. Der offene Einsatz von 
Videotechnik zur Abschreckung werde in einem 
solchen Fall dazu führen, dass sich die Personen, 
die Waffen hervorholen wollten, aus dem Blickfeld 
der Kamera begäben.  

In einem solchen Fall könne es durchaus ange-
messen sein, das Verhalten der fraglichen Perso-
nen verdeckt aufzuzeichnen. Solche Aufzeich-
nungen könnten durchaus der Gefahrenabwehr 
dienen, wenn sie kurz nach ihrer Aufzeichnung, 
z. B. nach zehn Minuten, ausgewertet würden. 
Wenn dann nämlich auf den Aufnahmen eine Ge-
fahr erkennbar werde, könnten sofort Kräfte zur 
Abwehr dieser Gefahr eingesetzt werden. 

Zweifellos betreffe § 32 Abs. 2 nur wenige Fälle. 
In diesen Fällen könne diese Befugnis aber 
durchaus von Nutzen sein. 

Videoaufnahmen, die - wie in dem geschilderten 
Beispiel - nur kurzfristig angefertigt und auch sehr 
bald ausgewertet würden, seien hinsichtlich der 
Eingriffstiefe nicht mit einer Videoüberwachung 
gleichzusetzen, die sich über einen längeren Zeit-
raum erstrecke und die deshalb auch Verhal-
tensmuster des Beobachteten erkennbar werden 
lasse. 

Dabei sei klar, dass die verdeckte Überwachung 
nach § 32 Abs. 2 nur von kurzer Dauer sein kön-
ne und dass sie nicht abseits der Veranstaltung 
oder Ansammlung, bei der sie begonnen habe, 
fortgesetzt werden dürfe. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) entgegnete, im Geset-
zestext seien die vom Abg. Lechner beschriebe-
nen Rahmenbedingungen - etwa das erst wäh-
rend der Veranstaltung auftretende Beobach-
tungsbedürfnis und die zeitnahe Auswertung - 
nicht verankert. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) fügte hinzu, im 
Gesetzestext sei z. B. auch nicht davon die Rede, 
dass die verdeckte Überwachung nur von kurzer 
Dauer sein könne. Nach dem Wortlaut des Ge-
setzes könne die verdeckte Überwachung so lan-
ge dauern wie die Veranstaltung, und eine öffent-
liche Veranstaltung könne durchaus länger dau-
ern. 

Nach alledem müsse man feststellen, dass die 
Eingriffstiefe ähnlich groß wie bei § 35 sei. § 32 
Abs. 2 sei damit geeignet, die bei § 35 geltenden 
detaillierten Eingriffsvoraussetzungen zu unterlau-
fen.  

Dass von diesen Voraussetzungen bei der gel-
tenden Fassung von § 32 Abs. 2 keine Rede sei, 
liege vermutlich am Alter dieser Vorschrift. Wahr-
scheinlich habe man bei ihrer Schaffung die heu-
te vom GBD aufgezeigte rechtliche Problematik 
noch nicht gesehen. Wenn man diese Vorschrift 
aber nun anfasse, müsse man sie aus heutiger 
Sicht betrachten. Sonst drohe ein Wertungswi-
derspruch zwischen § 32 Abs. 2 und § 35. 

MR Dr. Miller (GBD) bestätigte, dass von einer 
Kurzfristigkeit der Beobachtung im Text von § 32 
Abs. 2 keine Rede sei. Der Wortlaut des Geset-
zes sei aber der Ausgangspunkt einer etwaigen 
Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht. 

Hingegen sehe § 35 Abs. 2 eine Differenzierung 
nach der Dauer der Überwachung vor. Demnach 
sei z. B. eine kurzfristige Bildaufzeichnung ohne 
richterliche Anordnung möglich. 
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Wann welche Vorschrift angewendet werden sol-
le, gehe aus dem Wortlaut nicht klar genug her-
vor. Das verfassungsrechtliche Risiko, das damit 
verbunden sei, schätze der Gesetzgebungs- und 
Beratungsdienst als sehr hoch ein. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) erkundigte sich, 
wie sich der Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienst in den Jahren 1993 und 1994 geäußert 
habe, als die nun umstrittene Regelung geschaf-
fen worden sei. Ferner wollte er wissen, ob seit-
dem Rechtsprechung ergangen sei, die es recht-
fertige, die Vorschrift infrage zu stellen. 

MR Dr. Miller (GBD) vermochte nicht aus dem 
Stegreif zu sagen, wie der GBD seinerzeit in den 
Ausschüssen zu dem von der Landesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Niedersächsischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (Drs. 12/4140) 
Stellung genommen habe. 

Er wisse jedoch, dass lange Zeit umstritten gewe-
sen sei, ob verdeckten Aufzeichnungen eine gro-
ße Eingriffstiefe beizumessen sei. Entsprechend 
sei auch unklar gewesen, wie hoch die Eingriffs-
schwelle gelegt werden müsse und ob ein Rich-
tervorbehalt erforderlich sei.  

In dem Urteil vom 20. April 2016 (1 BvR 966/09, 
1 BvR 1140/09) zum Bundeskriminalamtgesetz 
habe das Bundesverfassungsgericht aber klarge-
stellt, dass in der heimlichen Aufzeichnung von 
Wort und Bild einer Person, auch wenn sie in der 
Öffentlichkeit stattfinde, ein schwerer Eingriff in 
die Grundrechte des Betroffenen liegen könne. 
Die Abwehr gewichtiger Rechtsgutverletzungen 
könne eine solche Maßnahme zwar rechtfertigen, 
doch müsse sie verhältnismäßig ausgestaltet 
sein. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts sei der Gesetzgeber gehalten, im-
mer wieder zu prüfen, ob er an früher getroffenen 
Entscheidungen festhalten könne. Stoße er auf 
Gesetzesmängel, so sei er verpflichtet, sie zu be-
heben. Dieser Fall sei nach Auffassung des GBD 
hier gegeben. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) setzte hinzu, 1994 
sei „datenschutzrechtliche Steinzeit“. Der Landtag 
könne sich nicht darauf verlassen, dass die da-
mals getroffene Entscheidung vor dem Hinter-
grund der zwischenzeitlich ergangenen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts heute 
noch tragfähig sei. 

Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD) fragte, ob § 32 
Abs. 2 jemals gerichtlich angegriffen worden sei. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) sagte, ihm sei kein 
Urteil zu dieser Vorschrift bekannt. Dass sie nie 
oder fast nie angegriffen worden sei, liege mög-
licherweise auch daran, dass sie nie oder fast nie 
angewandt worden sei. Vor allem aber hätten sich 
Betroffene schon deshalb nicht gegen ihre heimli-
che Beobachtung wehren können, weil sie von 
der Überwachung nichts erfahren hätten. Eine 
nachträgliche Benachrichtigung der Betroffenen 
sehe das Gesetz bei dieser Maßnahme nämlich 
gerade nicht vor. Denn sie werde in § 30 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 nicht zu den besonderen Mitteln und 
Methoden gezählt und sei deshalb von der Unter-
richtungspflicht gemäß § 30 Abs. 4 Satz 1 nicht 
erfasst. 

Für den Fall, dass der Landtag trotz der rechtli-
chen Bedenken an § 32 Abs. 2 festhalten wolle, 
habe der GBD auf Seite 2 der Vorlage 35 emp-
fohlen, wenigstens auch bei dieser Form heimli-
cher Aufzeichnung eine Benachrichtigungspflicht 
vorzusehen. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) vertrat die Auf-
fassung, dass die erleichterten Bedingungen in 
§ 32 Abs. 2 durch die Kurzzeitigkeit der Beobach-
tung gerechtfertigt seien. Die kurze Dauer ergebe 
sich - auch wenn eingewandt werde, dass Veran-
staltungen länger dauern könnten - aus dem er-
forderlichen Veranstaltungsbezug.  

Außerdem beziehe sich § 32 Abs. 2 nur auf Fälle, 
in denen sich erst während der Veranstaltung er-
gebe, dass eine bestimmte Person überwacht 
werden müsse. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) wies darauf hin, 
dass in Absatz 2 von einem Veranstaltungsbezug 
keine Rede sei und dass Absatz 2 auch nicht ex-
plizit auf Absatz 1 Bezug nehme. Offenbar gehe 
man aber davon aus. Vor diesem Hintergrund 
fragte er den Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienst, ob die in Absatz 1 enthaltene Beschrän-
kung „bei oder im Zusammenhang mit öffentli-
chen Veranstaltungen oder Ansammlungen, die 
nicht dem Niedersächsischen Versammlungsge-
setz unterliegen“ auch für Absatz 2 gelte. 

MR Dr. Miller (GBD) erklärte, nach Auffassung 
des GBD werde in Absatz 2 mit den Worten „die 
offene Anfertigung“ auf Absatz 1 Bezug genom-
men. 



Seite 32 Ausschuss für Inneres und Sport - 42. Sitzung am 31. Januar 2019 (öffentlich) 18. WP 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) machte erneut dar-
auf aufmerksam, dass § 35 für kurzzeitige Be-
obachtungen erleichterte Bedingungen vorsehe. 
Angesichts dessen stelle sich die Frage, wozu 
§ 32 Abs. 2 noch benötigt werde. 

Der Ausschuss lehnte den Antrag des Abg. 
Dr. Stefan Birkner (FDP), dem Vorschlag des 
GBD zu folgen und Absatz 2 zur Streichung zu 
empfehlen, mit den Stimmen der Fraktionen 
der SPD, der CDU und der AfD gegen die 
Stimmen der Vertreter der Fraktionen der 
Grünen und der FDP ab. 

Auf Antrag des Abg. Sebastian Lechner 
(CDU) beschloss der Ausschuss mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU 
und der AfD, gegen die Stimme des Vertreters 
der Fraktion der FDP und bei Stimmenthaltung 
des Ausschussmitgliedes der Fraktion der 
Grünen, dem Landtag - wie im Gesetzentwurf 
vorgesehen - zu empfehlen, in Absatz 2 die 
Worte „oder Ordnungswidrigkeiten“ zu strei-
chen. 

MR Dr. Miller (GBD) wies darauf hin, dass auf-
grund der Beibehaltung des Absatzes 2 die For-
mulierungsvorschläge zu den weiteren Absätzen 
hinfällig seien, soweit sie eine Änderung der Ab-
satznummerierung vorsähen. 

 

Zu Absatz 3 (in der Entwurfsfassung): 

MR Dr. Miller (GBD) legte dar, dieser Absatz be-
treffe die ortsbezogene Videoüberwachung. 
Satz 1 regele zunächst nur die Beobachtung mit-
tels Bildübertragung; die Aufzeichnung der Bilder 
ermöglichten die Sätze 3 und 4. 

Herr Dr. Miller stellte sodann die Formulierungs-
vorschläge und Anmerkungen zu den Sätzen 1 
bis 6 vor, die auf den Seiten 18 bis 23 der Vorla-
ge 35 abgedruckt sind. 

Der Ausschuss war mit diesen Formulie-
rungsvorschlägen einverstanden. 

 

Zu Absatz 4 (in der Entwurfsfassung): 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) trug vor, dieser Ab-
satz betreffe bislang vor allem den Einsatz von 
Fahrzeugkameras. Künftig solle er auch und ge-
rade den Einsatz von am Körper getragenen Bild- 

und Tonaufzeichnungsgeräten, sogenannten Bo-
dy-Cams, im Einzelnen regeln. 

Zunächst führte Dr. Wefelmeier den Ausschuss in 
die Formulierungsvorschläge zu Satz 1 und die 
Nrn. 1 bis 4 der Anmerkungen des GBD ein, die 
auf den Seiten 24 bis 27 der Vorlage 35 niederge-
legt sind. 

Abg. Jens Ahrends (AfD) erklärte, seine Fraktion 
befürworte den Einsatz von Body-Cams durch die 
Polizei. Sie plädiere dafür, den einzelnen Polizis-
ten nach den Umständen der jeweiligen Situation 
darüber entscheiden zu lassen, ob er sein Gerät 
anschalte. Das könne der Beamte besser ent-
scheiden als dieser Ausschuss. Mit dieser Be-
gründung sprach sich der Abgeordnete dafür aus, 
bezüglich der Eingriffsschwelle an der Entwurfs-
fassung festzuhalten. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) bezeichnete die 
Kritik des GBD an der Fassung des Gesetzent-
wurfes als nachvollziehbar. Er fragte das Ministe-
rium für Inneres und Sport, warum es dagegen 
sei, als Eingriffsschwelle eine konkrete Gefahr 
vorzusehen, und stattdessen an einer Formulie-
rung von diffuser Bedeutung festhalten wolle. 

MR’in Schöneberg (MI) antwortete, das Ministe-
rium halte die Schwelle der konkreten Gefahr für 
eindeutig zu hoch. Die Body-Cam müsse schon 
im Vorfeld der konkreten Gefahr eingeschaltet 
werden können. Da es um eine offene Videoauf-
zeichnung gehe, könne es keinen Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit bereits im Vorfeld der kon-
kreten Gefahr geben. 

Die Eingriffsschwelle müsse so konkret formuliert 
werden, dass die Rechtmäßigkeit der Maßnahme 
im Nachhinein überprüft werden könne. Erfah-
rungswissen der Polizei und interne Bewertungen 
durch die Polizei seien keine hinreichende Grund-
lage. 

Für die Fassung des Gesetzentwurfes - „wenn 
dies nach den Umständen zum Schutz … gegen 
eine Gefahr für Leib und Leben erforderlich ist“ - 
spreche, dass über den Einsatz der Body-Cam si-
tuativ entschieden werden müsse. Es sei nicht 
möglich, ins Gesetz zu schreiben, in welchen Si-
tuationen ein Beamter die Kamera, die er ständig 
an seiner Kleidung trage, einschalten dürfe. Na-
türlich handele es sich bei den Umständen, von 
denen in der Entwurfsfassung die Rede sei, um 
Tatsachen. Aber es komme auf die Situation an, 
in der sich der Beamte befinde, auf das, was er 
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sehe und höre, auf das Verhalten anderer Men-
schen, das er wahrnehme. 

Die vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
vorgeschlagene Formulierung - „wenn Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz 
… gegen eine Gefahr für Leib und Leben erfor-
derlich ist“ - sei nach Auffassung des Ministeri-
ums nicht so treffend wie die Entwurfsfassung. 
Wichtig sei aber vor allem, dass die Body-Cam 
nicht erst bei Vorliegen einer konkreten Gefahr 
eingeschaltet werden dürfe. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) stellte fest, dem 
Abg. Ahrends zufolge solle die Rechtmäßigkeit 
des Einsatzes der Body-Cam allein von der Ein-
schätzung des einzelnen Polizisten abhängen. 
Aus rechtlicher Sicht sei es aber erforderlich, die 
Maßnahme an eine gerichtlich überprüfbare Vor-
aussetzung zu knüpfen.  

Diese Voraussetzung solle der Entwurfsfassung 
zufolge in „den Umständen“ liegen. Die Begrün-
dung des Gesetzentwurfes, in der lediglich von 
„polizeilichem Erfahrungswissen“ die Rede sei, 
fördere allerdings das Missverständnis, dass es 
sich bei „den Umständen“ nicht um bestimmte 
Tatsachen zu handeln brauche. Wenn es aber 
nicht auf Tatsachen ankäme, wäre eine gerichtli-
che Überprüfung nicht möglich. 

Dass eine gerichtliche Überprüfung möglich sein 
müsse, sei auch dem Ministerium klar. Der GBD 
verstehe nicht, weshalb sich das Ministerium hier 
gegen das Wort „Tatsachen“ sperre. Das Bun-
desverfassungsgericht verlange durchweg, dass 
Annahmen, mit denen eine Maßnahme begründet 
werde, durch Tatsachen gerechtfertigt sein müss-
ten. Bloße Vermutungen reichten nicht aus. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) befand, das „polizeili-
che Bauchgefühl“ könne keine Grundlage für den 
Einsatz einer Body-Cam sein. Vielmehr müsse 
man darauf abstellen, ob sich eine konkrete Ge-
fahr anbahne. Vor diesem Hintergrund beantragte 
der Abgeordnete, im Gesetzestext auf das Be-
stehen einer konkreten Gefahr abzustellen. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) hob hervor, der 
Formulierungsvorschlag des GBD setze das Be-
stehen einer konkreten Gefahr nicht zwingend  
voraus. Aus Sicht des GBD sei das auch nicht er-
forderlich. Er sei sich ziemlich sicher, dass es 
ausreiche, wenn Tatsachen die Annahme einer 
Gefahr rechtfertigten.  

Zwar werde auch die Auffassung vertreten, dass 
ein Einsatz einer Body-Cam nur dann verfas-
sungsgemäß sei, wenn eine konkrete Gefahr vor-
liege. Eine tatsachengestützte Annahme, dass 
eine Gefahr vorliege, reiche nach dieser Meinung, 
die u. a. von der Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz vertreten werde, nicht aus. Angesichts 
der Zweckrichtung der Vorschrift könne sich der 
GBD dieser Auffassung aber nicht anschließen. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) warnte davor, 
die Eingriffsschwelle zu hoch zu legen. An die 
Entscheidung des Polizisten, die dieser in der 
Einsatzsituation treffen müsse, dürften keine 
überspannten Voraussetzungen gestellt werden. 
Der Beamte solle keine Angst davor haben müs-
sen, dass seine Entscheidung für das Einschalten 
der Kamera rechtlich angreifbar sei. Deshalb 
müsse das Einschalten der Kamera schon im 
Vorfeld der konkreten Gefahr zulässig sein. 

Nun stelle sich die Frage, ob für die Rechtferti-
gung der Annahme, dass ein Einsatz der Kamera 
erforderlich sei, andere Umstände infrage kämen 
als Tatsachen. Da bislang niemand solche ande-
ren Umstände genannt habe, gebe es sie vermut-
lich nicht. Wenn ein Polizist beschimpft oder be-
droht werde, so liege hierin jedenfalls bereits eine 
Tatsache. 

Vor diesem Hintergrund unterstützte der Abge-
ordnete den Formulierungsvorschlag des GBD. 

Abg. Jens Ahrends (AfD) fügte hinzu, in der kon-
kreten Gefahrensituation habe der Beamte wo-
möglich ganz andere Sorgen, als seine Kamera 
anzuschalten. Schon deswegen sei es erforder-
lich, das Einschalten der Body-Cam bereits im 
Vorfeld der konkreten Gefahr zuzulassen. 

Auch Abg. Karsten Becker (SPD) befürwortete 
den Formulierungsvorschlag des GBD. Eine ge-
wisse Konkretisierung sei erforderlich, nicht aber 
das Vorliegen einer konkreten Gefahr. Der Sinn 
der Kamera sei ja gerade, schon im Vorfeld einer 
konkreten Gefahr zur Deeskalation beizutragen 
und so dem Schutz von Polizeibeamten oder von 
Dritten zu dienen. 

Der Ausschuss lehnte den Antrag des Abg. 
Onay, im Gesetzestext auf das Bestehen einer 
konkreten Gefahr abzustellen, mit den Stim-
men der Fraktionen der SPD, der CDU und 
der AfD gegen die Stimmen der Vertreter der 
Fraktionen der Grünen und der FDP ab. 
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Mit demselben Stimmenverhältnis nahm der 
Ausschuss den Formulierungsvorschlag des 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes an. 

Mit den Formulierungsvorschlägen des GBD 
zu den Sätzen 2 und 3 war der Ausschuss 
einverstanden. 

Sodann stellte MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) die 
Formulierungsvorschläge des GBD zu den Sät-
zen 4 bis 6 sowie die Anmerkung Nr. 5 vor, die 
auf den Seiten 27 bis 29 der Vorlage 35 abge-
druckt ist.  

Er schätzte das verfassungsrechtliche Risiko, das 
mit diesen Regelungen zu Vorabaufnahmen ver-
bunden ist, als überschaubar ein. Zwar gehe es 
beim sogenannten Pre-Recording um anlasslos 
gefertigte Aufnahmen, doch würden diese im 
Normalfall bereits nach 30 Sekunden selbsttätig 
gelöscht.  

Länger als 30 Sekunden gespeichert werde die 
Vorabaufnahme nur, wenn der Polizist die Kame-
ra betätige, und das dürfe er nach Satz 1 nur, 
wenn Tatsachen die Annahme einer Gefahr recht-
fertigten. In einem solchen Fall dienten die Auf-
nahmen auch der Beweissicherung. Sie könnten 
einen Betreffenden nicht nur belasten, sondern 
auch entlasten, je nachdem, was die Vorabauf-
nahme zeige. 

Vor diesem Hintergrund seien an diesem Punkt 
aus Sicht des GBD keine inhaltlichen Änderungen 
erforderlich. Mit den Formulierungsvorschlägen 
zu den Sätzen 4 bis 6 würden daher allein 
sprachliche und rechtstechnische Verbesserun-
gen bezweckt. 

In Anknüpfung an Buchstabe a der Anmerkung 
Nr. 5 des GBD fragte Abg. Belit Onay (GRÜNE), 
ob der Landtag überhaupt dafür zuständig sei, 
Regelungen zum Pre-Recording zu schaffen, 
wenn die Anfertigung und Speicherung von Vor-
abaufnahmen im Wesentlichen nicht der Gefah-
renabwehr, sondern der Strafverfolgungsvorsorge 
zuzuordnen sei. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) antwortete, es sei 
nicht offensichtlich abwegig, zu behaupten, dass 
auch die Vorabaufnahme der Gefahrenabwehr 
diene. Da es sich um eine offene Aufzeichnung 
handele - der Polizist trage seine Kamera sichtbar 
am Körper -, könne der Gesetzgeber durchaus 
von einem Abschreckungswirkung der Body-Cam 
und einem Deeskalationseffekt ausgehen.  

Dass das Pre-Recording die abschreckende Wir-
kung verstärke, werde man wohl nicht gesondert 
nachweisen müssen, um die Vorabaufnahme ver-
fassungsrechtlich zu rechtfertigen. Vielmehr dürf-
te es der Einschätzungsprärogative des Gesetz-
gebers unterfallen, dass von dem Abschre-
ckungszweck der Body-Cam auch die 30-sekün-
dige Vorabaufnahme gedeckt sei. 

Auf eine Frage des Abg. Belit Onay (GRÜNE) hin 
legte MR’in Schöneberg (MI) dar, es sei vorge-
sehen, die Beamten, die eine Body-Cam trügen, 
zu kennzeichnen, z. B. mit einem Hinweis auf der 
Weste. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) betonte, es sei 
rechtlich erforderlich, dass der Einsatz der Body-
Cam für den Betroffenen erkennbar sei. 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs-
vorschlägen des GBD zu den Sätzen 4 bis 6 
einverstanden. 

Schließlich erläuterte MDgt Dr. Wefelmeier 
(GBD) noch die Sätze 7 und 8 anhand der Nrn. 6 
und 7 der Anmerkungen auf Seite 29 der Vorla-
ge 35. 

Auch mit diesen Formulierungsvorschlägen 
war der Ausschuss einverstanden. 

 

Zu Absatz 5 (in der geltenden Fassung): 

MR Dr. Miller (GBD) stellte die Formulierungs-
vorschläge und Anmerkungen vor, die auf den 
Seiten 30 und 31 der Vorlage 35 abgedruckt sind. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) fragte, ob zeitnah mit 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Zulässigkeit automatischer Kennzeichenlese-
systeme zu rechnen sei. 

MR Schöneberg (MI) antwortete, das Bundesver-
fassungsgericht habe bereits am 11. März 2008 
über die Zulässigkeit einer automatisierten Erfas-
sung von Kraftfahrzeugkennzeichnen entschie-
den (1 BvR 2074/05, 1 BvR 1254/07). Mit Artikel 5 
Nr. 2 des Gesetzes vom 16. Januar 2009 habe 
der Landtag § 32 Abs. 5 an dieses Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts angepasst. 

Das in der Anmerkung Nr. 1 des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes erwähnte obiter dictum 
des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 
2014 habe zwar ein Rechtsproblem angerissen, 
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umfasse aber keineswegs eine vollständige recht-
liche Argumentation. 

Die Ministerialvertreterin erklärte, ihres Wissens 
sei derzeit beim Bundesverfassungsgericht kein 
Verfahren gegen automatische Kennzeichenlese-
systeme anhängig. Das verfassungsrechtliche Ri-
siko einer Beibehaltung der Fassung aus dem 
Jahre 2009 mit den vom GBD vorgeschlagenen 
redaktionellen Änderungen sehe das Ministerium 
als gering an. 

Der Ausschuss war mit dem Formulierungs-
vorschlag des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 7 (in der Entwurfsfassung): 

MR Dr. Miller (GBD) trug vor, in diesem Absatz 
gehe es um eine Befugnis zur Bildübertragung 
zum Zwecke der Lenkung und Leitung des Stra-
ßenverkehrs. Er stellte den Formulierungsvor-
schlag und die Anmerkung des GBD vor, die auf 
Seite 31 der Vorlage 35 abgedruckt sind. 

Der Ausschuss war mit dem Formulierungs-
vorschlag einverstanden. 

 

Zu Absatz 8 (in der Entwurfsfassung): 

MR Dr. Miller (GBD) legte dar, dieser neue Ab-
satz solle eine Befugnis zur Geschwindigkeits-
Abschnittskontrolle schaffen. Er führte den Aus-
schuss sodann in die Formulierungsvorschläge 
und Anmerkungen des GBD auf den Seiten 31 
bis 34 der Vorlage 35 ein. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) erklärte, seine 
Fraktion lehne die Abschnittskontrolle aus allge-
meinen politischen Erwägungen heraus ab. Er 
beantragte, den Absatz zu streichen. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) stellte fest, bei der so-
genannten Section Control werde die Durch-
schnittsgeschwindigkeit eines jeden Kraftfahr-
zeugs ermittelt, das einen bestimmten Straßen-
abschnitt durchfahre. Dies setze eine Vorratsda-
tenspeicherung voraus. Die zu einem Fahrzeug 
gespeicherten Daten würden aber gelöscht, so-
bald feststehe, dass es die höchstzulässige Ge-
schwindigkeit nicht überschritten habe. Der Ab-
geordnete wollte wissen, ob die Abschnittskontrol-
le nicht unter dem Gesichtspunkt der Vorratsda-
tenspeicherung rechtlich problematisch sei. 

MR Dr. Miller (GBD) antwortete, es handele sich 
nicht um eine Speicherung von Daten auf Vorrat 
für einen noch nicht näher bestimmten Zweck. 
Vielmehr sei der Zweck der Speicherung in der 
Regel schon dadurch erfüllt, dass die Fahrzeug-
führer davon abgehalten würden, das Tempolimit 
zu überschreiten. 

Insgesamt seien bei einer Abschnittskontrolle drei 
Kameras im Einsatz.  

Rechtsgrundlage für den Betrieb der ersten bei-
den Kameras solle der hier vorgeschlagene Ab-
satz sein. Wenn ein Fahrzeug in den Abschnitt 
einfahre, werde dessen Kennzeichen von der ers-
ten Kamera aufgenommen und gespeichert. 
Wenn es den Abschnitt verlasse, werde das 
Kennzeichen erneut aufgenommen. Aus der Län-
ge der durchgefahrenen Strecke und der Zeitdif-
ferenz zwischen beiden Aufnahmen werde die 
Durchschnittsgeschwindigkeit des Fahrzeuges 
berechnet. Liege diese im zulässigen Bereich, 
würden die erhobenen Daten sofort gelöscht. 

Nur wenn die errechnete Durchschnittsgeschwin-
digkeit über der höchstzulässigen Geschwindig-
keit liege, werde mit einer dritten Kamera, die wie 
ein herkömmlicher „Blitzer“ auf Grundlage der 
Strafprozessordnung betrieben werde, ein Bild 
des Fahrzeuges aufgenommen, auf dem auch die 
Insassen zu erkennen seien. 

Die gesamte Anlage laufe vollautomatisch. Erst 
bei der Auswertung der Bilder der dritten Kamera 
würden Menschen tätig. 

Von einer Vorratsdatenspeicherung sei gewöhn-
lich nur die Rede, wenn es um Telekommunikati-
onsverkehrsdaten gehe. Bei der vorgesehenen 
kurzzeitigen Speicherung von Kfz-Kennzeichen 
zum Zwecke der Gefahrenabwehr liege aus Sicht 
des GBD keine vergleichbare Problematik vor. 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) ergänzte, die Erpro-
bung der Abschnittskontrolle auf einer österreichi-
schen Autobahn habe dazu geführt, dass die Zahl 
der Unfälle auf dem betroffenen Abschnitt um 
mehr als 50 % zurückgegangen sei. Von daher 
könne man kaum bestreiten, dass die Section 
Control geeignet sei, der Gefahrenabwehr zu die-
nen. 

Der Ausschuss lehnte den Antrag des Abg. 
Dr. Birkner, den Absatz zu streichen, mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU 
und der AfD gegen die Stimmen der Vertreter 
der Fraktionen der Grünen und der FDP ab. 
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Mit den Formulierungsvorschlägen des GBD 
war der Ausschuss mehrheitlich einverstan-
den. 

 

Nr. 21:  § 32 a -  Einsichtnahme und Herausga-
be von Bild- und Tonaufzeich-
nungen von Stellen außerhalb 
des öffentlichen Bereichs 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) trug die Anmerkun-
gen des GBD im Sinne der Seiten 35 und 36 der 
Vorlage 35 vor. 

Der Ausschuss war mit der Streichung von 
§ 32 a einverstanden. 

* 

Der Ausschuss kam, wie zuvor vereinbart (siehe 
Seite 19), auf § 30 Abs. 4 zurück: 

 

Nr. 18:  § 30 -  Grundsätze der Datenerhebung 

Zu Absatz 4: 

MR Dr. Miller (GBD) führte den Ausschuss in die 
Anmerkungen Nr. 2 des GBD auf den Seiten 2 bis 
4 der Vorlage 35 ein. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) vertrat die Auf-
fassung, dass identifizierte Personen, die von 
verdeckten Maßnahmen betroffen gewesen sei-
en, darüber zu einem späteren Zeitpunkt unter-
richtet werden müssten.  

Vor diesem Hintergrund unterstützte er den Vor-
schlag des Gesetzgebungs- und Beratungsdiens-
tes, in Satz 1 die Worte „nach dem Wort ‚Metho-
den‘ die Worte ‚oder mittels verdeckt angefertigter 
Aufzeichnungen nach § 32 Abs. 2‘,“ einzufügen. 

Der Ausschuss nahm diesen Vorschlag ein-
stimmig an. 

Die Anmerkung Nr. 3 des GBD auf Seite 4 der 
Vorlage 35 hatte sich mit dem Beschluss des 
Ausschusses, § 32 a zu streichen, erledigt. 

 

Nr. 22:  § 33 -  Aufzeichnung von Verkehrsda-
ten mit Einwilligung der An-
schlussinhaberin oder des An-
schlussinhabers 

Der Ausschuss war mit dem Vorschlag des GBD 
einverstanden, diese Vorschrift nach § 33 Abs. 6 
zu verlagern, wenn an ihr festgehalten werden 
soll. 

Bereits zuvor (siehe Seite 24) hatte der Aus-
schuss beschlossen, an dieser Stelle - statt, wie 
im Gesetzentwurf vorgesehen, in einem neuen 
§ 31 b - die Vorschriften zum Schutz des Kernbe-
reichs privater Lebensgestaltung einzufügen. 

 

Nr. 23:  § 33 a - Datenerhebung durch Überwa-
chung der Telekommunikation 

MR Dr. Miller (GBD) stellte dem Ausschuss die 
Anmerkungen des GBD auf den Seiten 45 bis 55 
der Vorlage 35 vor. 

 

Zu Absatz 1: 

Der Ausschuss war mit den Änderungsvor-
schlägen des GBD einverstanden. 

 

Zu den Absätzen 2 und 3: 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) wollte wissen, ob 
es sich tatsächlich nur um eine redaktionelle Än-
derung handele, wenn in Absatz 2 Nr. 1 „durch 
technische Maßnahmen sichergestellt“ durch 
„technisch sichergestellt“ ersetzt werde, oder ob 
damit am Ende auch eine Änderung auf inhaltli-
cher Ebene verbunden sei. 

MR’in Schöneberg (MI) signalisierte, dass es 
sich lediglich um eine redaktionelle Änderung 
handele. 

* 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) und Abg. Dr. Stefan 
Birkner (FDP) machten deutlich, dass ihre Frak-
tionen die Quellen-TKÜ aus grundsätzlichen Er-
wägungen ablehnten. Vor diesem Hintergrund 
beantragten sie, Absatz 2 und Absatz 3 zu strei-
chen. 



18. WP Ausschuss für Inneres und Sport - 42. Sitzung am 31. Januar 2019 (öffentlich) Seite 37 

Der Ausschuss lehnte den Antrag der Frakti-
on der Grünen und der Fraktion der FDP, Ab-
satz 2 und Absatz 3 zu streichen, mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU 
und der AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
der Grünen und der FDP ab. 

Er folgte insgesamt den Formulierungs- und 
Änderungsvorschlägen des GBD zu Absatz 2 
und Absatz 3. 

 

Zu Absatz 4: 

Der Ausschuss war mit den Änderungsvor-
schlägen des GBD einverstanden. 

 

Zu Absatz 5 (in der Fassung des GBD): 

Der GBD hatte dargestellt, dass die Regelung in 
Absatz 5 gegenüber dem BKAG auf eine grund-
rechtssichernde Regelung der Antragsbefugnis im 
Sinne eines Behördenleitervorbehalts verzichte, 
und darauf hingewiesen, dass hiermit aus seiner 
Sicht ein Risiko verbunden sei. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) wollte daraufhin 
vom MI wissen, bei wem in solchen Fällen die An-
tragsbefugnis liege bzw. ob am Ende womöglich 
der ermittelnde Beamte selbst den Antrag bei Ge-
richt stelle. 

MR’in Schöneberg (MI) erläuterte, dass eine 
TKÜ-Maßnahme in erheblichem Maße Ressour-
cen binde und schon deshalb in der Praxis nicht 
auf der Bearbeiterebene autorisiert werde, son-
dern - das habe eine Abfrage des MI ergeben - 
die Anträge würden im Regelfall von den Inspek-
tionsleitern unterschrieben. Eine entsprechende 
Vorschrift existiere aber nicht. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) knüpfte an die 
Diskussion zu der Regelung in § 33 Abs. 4 (in der 
Fassung des GBD, siehe Seite 24) an, wonach 
bei Gefahr im Verzug die Dienststellenleitung 
darüber entscheiden könne, ob erhobene Daten 
dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen seien. Er regte an, auch im vorliegenden 
Fall einen Dienststellenleitervorbehalt mit aufzu-
nehmen, um eine unabhängige Prüfung sicherzu-
stellen und die Antragsbefugnis grundrechtssi-
cher zu regeln. Die Entscheidung werde damit auf 
eine höhere Ebene verlagert, die - wie das MI an 
anderer Stelle verdeutlicht habe - über die nötige 

Erfahrung und Kompetenz sowie auch über eine 
fachliche Nähe zu den einzelnen Fällen verfüge. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) meinte, es sei 
davon auszugehen, dass die Polizei von sich aus 
ein großes Interesse daran habe, vor Gericht or-
dentliche, fundierte Anträge zu stellen, und dass 
die Beteiligung einer höheren Ebene bzw. der 
Dienststellenleitung offenbar die Regel sei. Inso-
fern sehe er kein Erfordernis, an dieser Stelle ei-
nen Vorbehalt aufzunehmen, der die Polizei letzt-
lich in ihrer Flexibilität einschränke. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) entgegnete, wenn 
es in der Praxis ohnehin schon so gehandhabt 
werde, spreche doch nichts dagegen, einen 
Dienstellenleitervorbehalt einzufügen und die Re-
gelung damit rechtssicher zu machen. 

Abg. Karsten Becker (SPD) sagte, am Ende ge-
he es doch darum, praktikable Regelungen für 
Fälle zu finden, die das Kerngeschäft der Polizei 
beträfen. Dabei sollten aber auch die Relationen 
gewahrt werden. Wenn eine Antragsbefugnis in-
nerhalb der Polizei an so hoher Stelle verortet 
werde, müsse man - um es einmal zuzuspitzen - 
im nächsten Schritt vielleicht auch darüber disku-
tieren, ob ein Polizeibeamter im Streifendienst bei 
Gefahr im Verzug überhaupt zur Festnahme oder 
Freiheitsentziehung berechtigt sein dürfte oder ob 
die Entscheidungskompetenz auch hier bei einer 
höheren Ebene angesiedelt sein sollte. 

Der Abgeordnete warnte davor, sich an dieser 
Stelle zu verrennen, und betonte, dass die Koali-
tionsfraktionen die Regelung in der jetzigen Form 
für praxisnah und allemal für hinreichend grund-
rechtssicher hielten. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) erwiderte, für ihn 
sei nicht nachvollziehbar, warum an dieser Stelle 
eine Ausgestaltung, die sich am BKAG orientiere, 
als übertrieben empfunden werde, wenngleich 
doch bei dem vorliegenden Gesetzentwurf insge-
samt eine Harmonisierung mit dem BKAG ange-
strebt worden sei und zudem in anderen Berei-
chen ähnliche Regelungen getroffen würden. Er 
sei nach wie vor der Meinung, dass ein Dienst-
stellenleitervorbehalt an dieser Stelle praktikabel 
sei und zu mehr Rechtssicherheit beitrage. 

* 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) beantragte, einen 
Dienststellenleitervorbehalt in Absatz 5 (in der 
Fassung des GBD) einzufügen. 
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Der Ausschuss lehnte den Antrag der Frakti-
on der FDP, in Absatz 5 (in der Fassung des 
GBD) einen Dienststellenleitervorbehalt einzu-
fügen, mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD, der CDU und der AfD gegen die Stim-
men der Fraktion der FDP und der Grünen ab. 

Er folgte insgesamt den Änderungsvorschlä-
gen des GBD zu Absatz 5 (in der Fassung des 
GBD). 

 

Zu Absatz 6 (in der Fassung des GBD): 

Der Ausschuss folgte den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD zu Ab-
satz 6 (in der Fassung des GBD). 

 

Zu den Absätzen 7 und 8 (in der Fassung des 

GBD): 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD einver-
standen. 

 

Nr. 24:  § 33 b -  Geräte- und Standortermitt-
lung, Unterbrechung der Tele-
kommunikation 

MR Dr. Miller (GBD) trug die Anmerkungen des 
GBD im Sinne der Seiten 56 bis 57 der Vorla-
ge 35 vor. 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD einver-
standen. 

 

Nr. 25:  § 33 c -  Auskunftsverlangen 

MR Dr. Miller (GBD) stellte dem Ausschuss die 
Anmerkungen des GBD auf den Seiten 58 bis 63 
der Vorlage 35 vor. 

 

Zu den Absätzen 1 bis 3: 

Der Ausschuss war mit den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD einver-
standen. 

Zu Absatz 4 (in der Fassung des GBD): 

MR Dr. Miller (GBD) wies darauf hin, dass für die 
Auskunft zu Telemedien-Bestandsdaten und zu 
einfachen Telekommunikations-Bestandsdaten im 
Entwurf keine Verfahrensregelungen vorgesehen 
seien, dass nach dem Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzgesetz dieselben Auskunftsverlangen 
durch den Verfassungsschutz allerdings unter Ab-
teilungsleitervorbehalt stünden und darüber hin-
aus einer Dokumentationspflicht bedürften. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) wollte daraufhin 
von der Vertreterin des MI wissen, warum an die-
ser Stelle unterschiedliche Wege beschritten wür-
den. 

MR’in Schöneberg (MI) antwortete, das MI halte 
es für angemessen, für den Bereich der Polizei an 
dieser Stelle keine besonderen Verfahrensrege-
lungen einzufügen. 

Unterschiede zwischen den Regelungen des Ver-
fassungsschutzgesetzes und des Polizeigesetzes 
seien - auch mit Blick auf das geltende Recht - 
durchaus immer wieder auszumachen, was u. a. 
daran liege, dass diese von unterschiedlichen 
Entwurfsverfassern in verschiedenen Legislatur-
perioden und möglicherweise auch unter anderen 
Rahmenbedingungen erarbeitet worden seien. 
Diese Unterschiede bzw. eine Angleichung der 
Regelungen hätten aber nicht im Vordergrund der 
Arbeit an der vorliegenden Entwurfsfassung ge-
standen. Vielmehr sei der Blick zunächst auf die 
bestehenden Regelungen des Nds. SOG sowie 
auf die tatsächlichen Bedarfe bei der Polizei und 
auf die Polizeigesetze des Bundes und der Län-
der gerichtet worden. 

Abg. Sebastian Lechner (CDU) merkte an, dass 
im Koalitionsvertrag auch eine Reform des Ver-
fassungsschutzgesetzes vereinbart worden sei. 
Nunmehr gehe es aber zunächst um die Ausge-
staltung des neuen Polizeigesetzes. 

Der Ausschuss folgte den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD. 

 

Zu Absatz 5 (in der Fassung des GBD): 

Der Ausschuss folgte den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD. 
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Zu Absatz 6 (in der Fassung des GBD): 

Abg. Belit Onay (GRÜNE) wollte wissen, warum 
das MI an der Regelung in Absatz 6 festhalten 
wolle. 

MR’in Schöneberg (MI) erklärte, aus Sicht des 
MI sei eine Änderung an dieser Stelle nicht nahe-
liegend. Mit der Regelung werde die sogenannte 
klassische Fangschaltung ermöglicht. Dabei wür-
den nur Verkehrsdaten erhoben, wenn der An-
schlussinhaber einverstanden sei. Allerdings gelte 
auch für die - kriminellen - Anrufenden das Tele-
kommunikationsgeheimnis. Die Eingriffsschwelle 
sei hier niedriger als sonst bei der Erhebung von 
Verkehrsdaten, was aus Sicht des MI angesichts 
der Besonderheiten der Fangschaltung allerdings 
auch vollkommen gerechtfertigt sei. 

Der Ausschuss kam überein, an der Rege-
lung in Absatz 6 (in der Fassung des GBD) 
festzuhalten und die eckigen Klammern unter 
Beibehaltung des Klammerinhalts zu strei-
chen. 

 

Zu Absatz 7 (in der Fassung des GBD): 

Der Ausschuss folgte den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD. 

 

Nr. 26: § 33 d - Verdeckter Eingriff in informa-
tionstechnische Systeme 

MDgt Dr. Wefelmeier trug die Anmerkungen des 
GBD im Sinne der Seiten 64 bis 68 der Vorla-
ge 35 vor. 

 

Zu Absatz 4: 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) wollte wissen, wa-
rum man sich an dieser Stelle nicht - wie im Übri-
gen auch - am BKAG orientieren und auf die Eil-
kompetenz verzichten wolle bzw. warum bei der 
Onlinedurchsuchung aus Sicht des MI eine Eil-
kompetenz erforderlich sei. 

MR’in Schöneberg (MI) sagte, auch wenn sich im 
Moment nicht abzeichne, dass eine Onlinedurch-
suchung innerhalb weniger Stunden durchgeführt 
und erfolgreich eine Software auf das zu durch-
suchende Gerät aufgespielt werden könne, halte 

das MI es dennoch für sinnvoll, die Regelung mit 
Blick auf die Zukunft „technikoffen“ zu gestalten. 
Wenn erst einmal die Möglichkeit bestünde, sol-
che Maßnahmen entsprechend zeitnah durchzu-
führen, würden - mit Blick auf die Zulässigkeit von 
Eilkompetenzen - schließlich auch dieselben ver-
fassungsrechtlichen Rahmenbedingungen wie 
anderen verdeckten Maßnahmen gelten. 

* 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) beantragte, § 33 d 
zu streichen. - Abg. Belit Onay (GRÜNE) schloss 
sich dem an. 

Der Ausschuss lehnte den Antrag der Frakti-
on der FDP und der Fraktion der Grünen, 
§ 33 d zu streichen, mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD, der CDU und der AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der FDP und 
der Grünen ab. 

Er folgte insgesamt den Formulierungs- und 
Änderungsvorschlägen des GBD zu § 33 d. 

 

Nr. 27: § 34 - Datenerhebung durch länger-
fristige Observation 

Nr. 28: § 35 - Datenerhebung durch den ver-
deckten Einsatz technischer 
Mittel außerhalb von Wohnun-
gen 

Nr. 29: § 35 a - Datenerhebung durch den ver-
deckten Einsatz technischer 
Mittel in Wohnungen 

Nr. 30: § 36 - Datenerhebung durch die Ver-
wendung von Vertrauensper-
sonen 

Nr. 31: § 36 a - Datenerhebung durch den Ein-
satz Verdeckter Ermittlerinnen 
oder Verdeckter Ermittler 

Nr. 32: § 37 - Kontrollmeldung 

MDgt Dr. Wefelmeier und MR Dr. Miller (GBD) 
trugen die Anmerkungen des GBD zu Nr. 27 bis 
Nr. 32 im Sinne der Seiten 69 bis 97 der Vorla-
ge 35 vor. 

Der Ausschuss folgte den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD. 
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Nr. 33: § 37 a - Parlamentarische Kontrolle 

MDgt Dr. Wefelmeier (GBD) trug die Anmerkun-
gen des GBD im Sinne der Seiten 98 bis 100 der 
Vorlage 35 vor. 

 

Zu den Absätzen 1 und 2: 

Der Ausschuss folgte den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD und kam 
überein, in Absatz 1 die eckigen Klammern 
unter Beibehaltung des Klammerinhalts zu 
streichen. 

 

Zu Absatz 3: 

In der Vorlage 35 hatte der GBD darauf hinge-
wiesen, dass Absatz 3 aus dem Verfassungs-
schutzgesetz übernommen worden sei. Warum 
dabei die Möglichkeit, die Vertraulichkeit nach 
Maßgabe der GO LT einzuschränken oder aufzu-
heben, die dem Ausschuss im NVerfSchG einge-
räumt werde, im Entwurf weggelassen worden 
sei, erscheine dem GBD allerdings fraglich. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) erläuterte, im Un-
terschied zum Ausschuss für Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes, in dem u. a. auch über 
Gesetzentwürfe beraten werde und bei dem es 
gelegentlich vorkomme, dass Sachverhalte in öf-
fentlicher Sitzung erörtert würden, handele es 
sich beim Ausschuss zur Kontrolle besonderer 
polizeilicher Datenerhebungen um ein Organ, das 
sich auf die Kontrolle bestimmter Datenerhebun-
gen konzentriere. Für ihn sei dabei kaum eine Si-
tuation vorstellbar, in der die Vertraulichkeit ein-
geschränkt oder aufgehoben werden müsste. 

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) sagte, aus seiner 
Sicht sei es nicht ganz konsequent, auf der einen 
Seite Regelungen mit Blick auf die Zukunft „tech-
nikoffen“ gestalten zu wollen und auf der anderen 
Seite genau entgegengesetzt zu argumentieren 
und darauf hinzuweisen, dass es - wie im vorlie-
genden Fall - noch keinen Anwendungsfall für ei-
ne bestimmte Regelung gebe. 

Sicherlich gehe es hier vornehmlich um die Kon-
trolle von Maßnahmen, und das Gremium tage 
mit Blick auf die behandelten Fälle und Daten aus 
guten Gründen vertraulich. Dennoch wäre es sei-
ner Meinung nach richtig, auch dem Ausschuss 
zur Kontrolle besonderer polizeilicher Datenerhe-

bungen die Möglichkeit einzuräumen, nach Maß-
gabe der GO LT in öffentlicher Sitzung zu bera-
ten. Denn es seien durchaus Fälle denkbar, in 
denen zu bestimmten Themen - etwa zum Um-
gang mit Daten bei der Polizei im Allgemeinen - 
zunächst öffentlich berichtet werde und dann in 
einem vertraulichen Sitzungsteil weitere Informa-
tionen folgten. Am Ende ergäbe sich aus einer 
entsprechenden Regelung gewiss kein Nachteil, 
und es sei davon auszugehen, dass das MI nicht 
öffentlich berichten würde, wenn dadurch Sicher-
heitsinteressen gefährdet seien. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) erwiderte, dass 
entsprechende Unterrichtungen wie etwa zu 
Problemlagen bei der Polizei in öffentlicher Sit-
zung im Innenausschuss entgegengenommen 
werden könnten. Hier sei im Übrigen auch mit ei-
ner größeren Resonanz zu rechnen als bei den 
seltenen und eher kurzen Sitzungen des Kontroll-
gremiums, weshalb davon auszugehen sei, dass 
dies auch im Interesse der Oppositionsfraktionen 
liege. 

Der Ausschuss kam überein, die in eckige 
Klammern gesetzten Worte in Absatz 3 zu 
streichen und im Übrigen den Formulierungs- 
und Änderungsvorschlägen des GBD zu fol-
gen. 

* 

Der Ausschuss schloss damit die Beratung auf 
Basis der Vorlage 35 bis auf Weiteres ab und 
kam überein, den ersten Beratungsdurchgang 
fortzusetzen, sobald die nächste Vorlage des 
GBD beratungsreif ist. 

 
*** 

 




